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L(d.
Nr.

Anzah] Matcrialbezeiclmung
(mit Hersteller, Fabrikat, Typ, Baujahr usw.)

Zustand
des Materials

Abgebende Slcllc / Lagcrort

Faxgerät Canon i-sensysL390, SPX 13208, Anschaffungs-
Jahr: 2010

Faxgerät L200, GEU 09073, Anschaffungsjahr: ̂004
Notebook Sony VAIO, ohne Festplatte, AnsL'haffungsjahr
2012

verwcndungsfähig Hessisches Landeskriminalamt
Höideri instraße 1-5
65187 Wiesbaden

Ansprechpartnerin: Frau Rudolph/
Frau Polzer
Tel. : 0611/832211 , 832219
E-Mail:

Jutta. Rudolph@polizei. hessen. de
Ingrid. Polzer@poli2ei. hessen. dc

10 Frankiermaschine CentorMail mit Kleinfarbgebung, in-
tegrierter 5 kg Waage und automatischer Zuführung, Ge-
schwindigkeit 120 Sendungen pro Minute, Baujahr: 2007
Für den längerfristigen Gebrauch sind Reparaturen bzw.
Instandsetzungsarbeiten erforderlich

funktionsfähig Amtsgericht Langen/Hessen
Zimmerstraße 29

63225 Langen (Hessen)
Ansprechpartnerin: Frau Koke
Tel. : 06103/591-404
E-Mail: verwaltung@a g -langen.
justiz. hessen. de

11 Fachliteratur:

Neue Juristische Wochenschrift, Das juristische Büro, Das
Versicherungsrecht, Deutsche Notarzcitung, Entschei-
düngen des Reichsgerichtes in Strafsachen und in Zivil-
Sachen, Entscheidungen des Reichfinanzhofs, Entschei-
düngen des Bundesgcrichtshofes in Zivilsachen und in
Strafsachen, Juristische Wochenschrift, Deutsche Justiz,
Dcul. sches Recht, Jahrbuch für Entscheidungen der frei-
willigen Gerichtsbarkeit, Reichsgesetzblatt, Großherzog-
lich Hessisches Regicrungsblatt, Hessische Rechtspre-
chung, Gesetzessammlungfürdas Großhürzogtum Hessen

Detaillierte Informationen wie Z. B. Jahrgang und Anzahl
der einzelnen Werke erfragen Sie bitte direkt bei der an-
gegebenen Ansprechpartnerin.

verwendungs fähig Amtsgericht Bensheim
Wilhelmstraße 26
64625 Benshcim

Ansprechpartnerin; Frau Deichcrt
Tel. : 06251/100212
E-MaiI:
Verwaltung@ag-bensheim. Justiz.
hesscn. dc

12 Diverse juristische Fachschriften/Gesctzestexte sowie
gebundene Werke.
Bei Interesse können Sie bei der angegebenen Ansprcch-
partnerin eine ausführliche Aufstellung als PDF-Datei
anfordern.

verwendungsfähig Landgericht Dannstadl
Mathildenplatz 15
64283 Darmstadt

Ansprechpartnerin: Frau Lerche
Tel. ; 06151/992-2425
E-Mail:

Carolin. lcrche@lg-darmstadt. justiz.
hesscn. de

Interessenten sollten sich unmittelbar mit der abgebenden Stelle in Verbindung setzen.

Letzter Termin: Montag, 23. Januar 2017

Danach werden die Aussonderungsanträge an die für die Verwertung 7.UKtänd)ge Stelle wcitergeleitet.
Allgemeiner Hinweis

Im Mitarbeiterportal des Landes Hessen unter Finanzen>Bcschaffungen>HCC-Zentrale Beschaffung>Aussonderungcn sind alle Infor-
mationen zum Thema "Aussonderung und Verwertung von landeseigenen beweglichen Sachen" sowie die aktuellsten Veröffentlichungen
zu finden.

Wiesbaden, den 13. Dezember 2016 HCC - IIessisches Compctence Center für Neue Verwaltungssteuerung
Bereich Zentrale Beschaffung
W 4150-Ld 1010
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HESSISCHES MINISTERIUM
FÜR WIRTSCHAFT, ENERGIE, VERKEHR UND LANDESENTWICKLUNG
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Richtlinie des Landes Hessen zur Förderung der regionalen
Entwicklung

Die Richtlinie des Landes Hessen zur Förderung der regionalen
Entwicklung vom 22. März 2013 (StAnx. S. 515), zuletzt geändert
am 11. Mai 2013 (StAn?.. S. 682), wurde überarbeitet. Anpassungen
erfolgen hauptsächlich aufgrund geänderter beihilferechtlicher
Vorgaben durch die Allgemeine Gruppenfreistellungsverordnung
(AGVO), aufgrund neuer Schwerpunktsetzungen im IWB-EFRE-
Programm Hessen 2014-2020 "InvestiUonen in Wachstum und Be-
schäftigung" und aufgrund des neuen Koordinierungsrahmens der
Gcmeinschaftsaufgabe "Verbesserung der regionalen WLrtschafts-

Struktur" ab l. Juli 2014 mit geänderter Fördergebietskulisse für
Hessen. Die Förderung der ländlichen Entwicklung ist aufgrund
der Umressortierung in das Hessische Ministerium für Umwelt,
Klimaschutz, Landwirtschaft und Vcrbraucherschutz als eigenstän-
dige Richtlinie des Landes Hessen zur Förderung der ländlichen
Entwicklung vom 16. Februar 2015 veröffentlicht (StAnz. S. 247).
Die Regelungen zur Breitbandförderung befinden sich in derRicht-
linie zur Förderung der Breitbandversorgung im Land Hessen vom
8. August 2016 (StAnz. S. 908). Die Förderung von Gründerzentren
wurde als rcgionalpolitisches Programm in diese Richtlinie inte-
griert.
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Richtlinie des Landes Hessen zur Förderung der regionalen Ent-
wicklung
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Teil I Richtlinieniibcrsieht

l. Ziel der Fördcning
Ziel der Förderung ist es, Wachstum und Beschäftigung in Hessen
zu erhöhen und dabei insbesondere Landestcilc, die in ihrer Wirt-
schaftskraft den Landesdurchschnitt nicht erreichen, bei der Be-
wältigung des Strukturwandels zu unterstützen. Dies geschieht
zum einen durch gezielte Unterstützung von Unternehmen, damit
diese Dauerarbeitsplätze bereitstellen, und /.um anderen durch den
Ausbau der wirtschaftsnahen einschließlich der touristischen In-
frastrukturen. Dabei sind die bereichsübcrgreifenden Grunclsätee
einer nachhaltigen Entwicklung, der Chancengleichheit und Nicht-
diskriminierung sowie der Gleichstellung von Männern und Frauen
zu beachten.

2. Inhalt der Kichtlinic

Mit dieser Richtlinie werden die regionalpoliüschen Förderange-
böte des Hessischen Ministeriums für Wirtschaft, Energie, Verkehr
und Landesentwicklung (HMWEVL) zur Förderung
l. der betrieblichen Investitionen,

2. der integrierten regionalen Innovations- und Entwicklungskon-
xcple,

y. des Regionalmanagements und Regionalbudgets,
4. der regionalen InnovaÜonscluster (Clusternetzwcrke),
5. der kommunalen Investitionen zur Konversion von Industrie-,

Verkehrs- und Militärbrachen für eine gewerbliche oder indus-
trielle Folgenutzung sowie kommunale Investitionen y.w Er-
schließung und xum Ausbau von Industrie- und Gewerbegebie-
ten.

6, der Gründerzentren und

7. des Tourismus

zusammengefasst.
Unter Teil II werden die Förderbestimmungen im Einzelnen dar-
gestellt.
Der Teil III enthält die für alle Förderprogramme geltenden För-
derbestimmungen, und zwar Teil III A. : Allgemeine Förderbesüm-
mungen, Teil III B. : Bestimmungen bei Förderungen aus dem Eu-
ropäischen Fonds für Regionale Entwicklung (EFRE) und Teil III
C. : Bestimmungen bei Förderungen aus der Gcmeinschaftsaufgabe
"Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" (GRW).

3. Fördergebiet

Vorhaben werden entsprechend den programmspezifischcn Einzel-
regelungen nach Teil II in Hessen, in den Fördergebieten der GRW
und in den Vorranggebieten für die Förderung von "Investitionen
in Wachstum und Beschäftigung (IWB-EFRE -Programm Hessen

2014-2020)" aus Mitteln des Europäischen Fonds für regionale Ent-
wicklung gefördert.
3. 1 Die Fördergebiete der GRW ergeben sich aus dem jeweils gül-
tigen Koordinierungsrahmen.
Es sind nach der GRW: (als C-Fördcrgebiet) der Werra-Meißner-
Kreis sowie (als D-Fördergebiete) der Vogclsbergkreis, der Lancl-
kreis Waldcck-Frankenberg, der Landkreis Gießen (ohne die Ge-
meinden Langgöns, Linden und Pohlheim) sowie im Landkreis
Hersfeld-Rotenburg die Kommunen Bebra, Cornbcrg, Nentershau-
scn, Ronshausen, Rotenburg an der Fulda und Wildeck.
3,2 Die EFRE-Vorranggebiete ergeben sich aus dem IWB-EFRE-
Programm Hessen 2014-2020. Diese sind die Regicrungsbezirke
Kassel und Gießen sowie im Regierungsbezirk Darmstadt der Oden-
waldkreis, die Odenwaldgemeinden des Landkreises Bergstraße
(Lautertal, Lindenfels, Fürth, Grasellcnbach, Rimbach, Marien-
bach, Birkenau, Wald-Michclbach, Abtstcinach, Gorxheimertal,
Hirschhorn, Neckarsteinach) und die Odenwaldgemeindcn des
Landkreiscs Darmstadt-Dieburg (Modautal, Fischbachtal und
Groß-Umstadt) sowie im Landkreis Bergstraße die Gemeinde Bi-
blis.

4. Antragsberechtigte
Die Antragsberechtigung ergibt sich aus den Einzelregelungcn un-
ter Teil II.

5. Zuständige Stellen

Zuständig für alle Fragen der Wirtschaftsförderung ist das
Hessische Ministerium für Wirtschaft, Energie, Verkehr und Lan-
desentwicklung (HM:WEVL)
Kaiser- Fricdrich-Ring 75
65185 Wiesbaden
Tel. : 0611 815-0
Fax.: 0611 815-2225
www. wirlschaft. hessen. de

Förderanträge sind bei der Wirtschafts- und Infrastrukturbank
Hessen (WIBank) als bewilligende Stelle zu stellen.
Wirtschafts- und Infrastrukturbank Hessen (WIBank)
- Standort Kassel -

Ständeplatz 17
34117 Kassel
Tel. : 0561 706-7711
Fax.: 0561 706-7732
Das Land Hessen hat für eine umfassende Information und die in-
dividueUe Beratung zu den Förderangeboten des Landes, des Bun-
des und der EU eine Beratungsstelle bei der WIBank eingerichtet.
Anfragen können telefonisch oder per E-Mail gerichtet werden an
die Telefonhotline: 0611 774-7333
E-Mail: foerderberatung@wibank. de
www. foerderberatung-hcssen. de

Teil II Einzclbestimmungen

l. Betriebliche Investitionen

1.1 Gegenstand der Förderung
Zur Verbesserung der Arbeitsplatzsituation in vergleichsweise
strukturschwächeren Landesteüen und als Voraussetzung für deren
Teilnahme an Wachstum und Prosperität sind in erster Linie Inves-
ütionen von privaten Untewehmcn notwendig, mit denen Dauer-
arbeitsplätze gesuhaücn und gesichert werden.
Um die Investitionstäligkeit anzuregen, gewährt das Land Hessen
Zuwendungen aus Mitteln der GRW, des Landes Hessen und des
EFRE. Gefördert werden volkswirtschaftlich besonders förderungs-
würdige gewerbliche Investitionen, die geeignet sind, durch die
Schaffung von zusätzlichen Einkommensquellen das GesamtGin-
kommen in dem jeweiligen Wirtschaftsraum unmittelbar und auf
Dauer nicht unwesentlich zu erhöhen (Primärcffekt).

1. 2 Fördergebiet

Vorrangig werden Vorhaben in den GRW-FÖrdergebieten und in
den EFRE-Vorranggebieten unterstützt (Teil I Nr. 3. 1 und 3.2),
Außerhalb der genannten Gebiete kommt eine Förderung nur in
begründeten Ausnahmefällen an Standorten mit akuten örtlichen
Strukturproblemen in Betracht.

1. 3 Antragsberechtigte

Antragsberechtigt sind Unlcrnehmen der gewerblichen Wirtychaft.
In der zu fördernden Betriebsstätle müssen entsprechend den Rc-
gelungen des GRW-Koordinicrungsrahmens Güter hergestellt oder
Leistungen erbracht werden, die ihrer Art nach überwiegend, das
heißt zu'mehr als 50 Prozent des Umsatzes, regelmäßig überregio-
nal abgesetzt werden (Artbegriff). Im Einzelfall kann auch der lat-
sachliche, überwiegend überregionale Absatx nachgewiesen wcr-
den, wenn das Unternehmen keinem von der Förderung ausge-
schlossenen Wirtschaftszweig angehört.
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In den C-Fördcrgebieten der GRW sind kleine, mittlere und große
Unternehmen antragsberechtigt.
In den D-Fördergebieten der GRW, denEFRE-Vorranggebieten und
in den übrigen Gebieten sind kleine und mittlere Unternehmen
antragsbcrechtigt. Große Unternehmen sind nur ausnahmsweise
antragsberechtigt (De-minimis-Beihilfen).
Im Falle einer Förderung aus Mitteln des EFRE sind nur kleine und
mittlere Unternehmen im Sinne der Definition der Europäischen
Union antragsberechtigt, deren Betriebsstätte in einem EFEE-
Vorranggebiet liegt.
Es gilt die Definition für Kleinstunternehmen sowie kleine und
mittlere Unternehmen (KMU) aus Anhang I der Verordnung (EU)
Nr. 651/2014 der Kommission vom 17. Juni 2014 zur Feststellung
der Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von Beihilfen mit dem Bin-
nenmarkt in Anwendung der Art. 107 und 108 des Vertrags über
die Arbeitsweise der Europäischen Union (Allgemeine Gruppen-
freistellungsverordnung - AGVO) (ABI. L 187 vom 26. Juni 2014,
S. l); vergleiche Teil III A. II. Nr. 3.

1.4 Zuwcndungszwcck

Zuwendungsfähig sind Ausgaben für gewerbliche Investitionen
insbesondere von KMU in materielle und immateriellc Vcrmögcns-
werte im Zusammenhang mit

a) der Errichtung einer neuen Betriebstätte (Errichtungsinvesü-
tioncn),

b) der Erweiterung einer bestehenden Betriebsslättc (Erwcite-
rungsinvestitionen),

c) der Diversifizicrung der Produktion einer Betricbsstättc durch
vorher dort nicht hergeytellte Produkte oder

d) der grundlegenden Änderung des gesamten Produkt ionsprozes-
ses einer bestehenden Betriebsstätte.

Ferner wird auch der Erwerb der Vermögenswerte einer Betriebs-
statte gefördert, sofern diese geschlossen wurde oder ohne diesen
Erwerb geschlossen worden wäre und sofern die Vcrmögcnswerte
von einem Investor erworben werden, der in keiner Beziehung zum
Verkäufer steht.

Bei großen Unternehmen können Investitionen nach Teil II A
Nr. 2. 4 Abs. 2 des GRW-Koordinierungsrahmuns im GRW-Fördcr-
gebiet gefördert werden.
Mit den Investitionsvorhabcn müssen neue Dauerarbeitsplät^c gc-
schaffen oder vorhandfne gesichert werden. Daucrarbeitsplätze
sind Arbeitsplätze, die von vornherein auf Dauer angelegt sind.
AusbUdungsplätze können wie Dauerarbcitsplätze gefördert wer-
den. Für eine Uberwachungszeit von mindestens fünf Jahren nach
Abschluss des Investitionsvorhabens müssen die Arbeitsplätze tat-
sachlich besetzt oder zumindest auf dem Arbeitsmarkt dauerhaft

angeboten werden.
Für die Förderung kommen nur solche Investitionen in Betracht,
die ausgehend vom Invcstitionsvolumen oder von der Zahl der ge-
schaffenen Dauerarbeitsplätze eine besondere Anstrengung des
Antrags tellcrs erfordern.

Dementsprechend sind Invesütionsvorhaben nurzuwendungsfähig,
wenn die Zahl der bei Jnvestitionsbeginn in der zu fördernden
Betriebsstätte bestehenden Dauerarbeitsplätzc um mindestens
10 Prozent erhöht wird oder der Investitionsbetrag bezogen auf ein
Jahr zum Zeitpunkt der Antragstellung die durchschnittlich ver-
dienten Abschreibungen der letzten drei Jahre - ohne Bcrücksich-
tigung von Sonderabschreibungen - um mindestens 50 Prozent
übersteigt.
Bei Förderung aus Mitteln des EFRE sollen stets mindestens l 0 Pro-
zent zusätzliche Dauerarbeitsplätze geschaffen werden.
Bei Errichtungsinvestitionen und dem Erwerb der Vermögenswerte
einer Betriebsstätte, die geschlossen wurde oder ohne dicyen Er-
werb geschlossen worden wäre, gellen die Voraussetzungen als er-
füllt.
Im Falle einer Förderung aus Mitteln des EFRE sind die BcsUm-
mungen des jeweils gültigen GRW-Koordinierungsrahmens sowie
der Art. 17 der AGVO einzuhalten.

Soweit GRW-Fördermittel eingesetzt werden, sind die Bestimmun-
gen des jeweils gültigen Koorcl in ierungsr ahmen der Gemeinschafts-
aufgäbe einzuhaken. Auch bei Förderung aus anderen öffentlichen
Fördermitteln werden die Bestimmungen entsprechend angewcn-
det. Die Regelungen der Art. 14 (Regionale Investitionsbeihilfen)
oder Art, 17 (Investitionsbeihilfen für KMU) der AGVO sind ein-
zuhalten.

Besonders fördcrungswürdig sind Investitionen, die in besonderem
Maße xur Schaffung neuer Arbeitsplätze und damit zu einer Ver-
besserung der Chancenglcichheit sowie zu einer ressourceneffizi-
cntcn Produktion und Kreislaufwirtschaft und/odcr v.ur Verminde-
rung von CO, -Eminissionen beitragen. Das Gleiche gilt für Inve-
stitionen im Zusammenhang mit Existenz grün dünge n.

1, 5 Art lind Umfang, Höhe der Förderung (Zuwendung)

Die Zuwendung wird als Projektfördcrung im Wege der Antoilfi-
nanzierung als nicht rückzahlbarer Zuschuss und/oder als rück-
zahlbarer Zuschuss zu den zuwcndungsfähigen Investitionsausga-
bcn gewahrt.
Bei einer Zuwendung aus Mitteln des EFRE werden ausiichließlich
nicht rückzahlbare Zuschüsse gewährt. Kleine Unternehmen kön-
nen eine Zuwendung von bis zu 20 Prozent und mittlere Unterneh-
men eine Zuwendung bis zu 10 Prozent der zuwendungsfähigen
Investitionsausgaben erhalten.
Investitionshilfen dürfen bei bestehenden Unternehmen aus Mitteln
der GRW und aus anderen öffentlichen Fördermitteln maximal in
Höhe der nachstehenden Förderhöchstsätze (maximale SubvenU-
onshöchstwerte) unter den Voraussetzungen der Art. 14 oder 17
AGVO gewährt werden:
In den C-Fördcrgcbieten der GRW aus Mitteln der GRW
bei kleinen Unternehmen bis zu 30 Prozent,

bei mittleren Unternehmen bis zu 20 Prozent,

bei großen Unternehmen bis zu 10 Prozent,
In den D-Fördcrgebieten der GRW und in den übrigen Gebieten
bei kleinen Unternehmen bis '/.u 20 Prozent,
bei mittleren Unternehmen bis zu 10 Prozenl,

bei großen Unternehmen bis zu 10 Prozent als De-minimis-Beihilfe
(Teil III A, I. Nr. 8).
Die genannten Fördersätze in den C-Fördergebieten der GRW sind
Fördcrhöchstsätze, die im Einzelfall nur bei Vorliegen besonderer
Struktureffekte ausgeschöpft werden können (zum Beispiel Inves-
titionen im Zusammenhang mit Existcnzgründungen, zur Errich-
tung von Betriebsstätten, Investitionen, die zur ressourceneffizien-
ten Produktion und Kreislaufwirtschaft und/oder zur Verminde-

rung von CO, -Emmissionen beitragen sowie Erweiterungen, die in
besonderem Maße zur Schaffung neuer Arbeitsplätze beitragen und
Erweiterungen im Zusammenhang mit Betriebs verlagern ngen).
Bei Unternehmensncugründungen nach Art. 22 AGVO können die
vorgcnannten Förderhöchstsätze für K.MU gewährt und aus ande-
ren öffentlichen Mitteln um bis zu 30 Prozent angehoben werden,
sofern die in Art. 22 genannten Bcihilfehöchstbeträge von maximal
400. 000 Euro (600. 000 Euro im C-Fördergebiet der GRW) insgesamt
cingehalten werden.
Sofern weitere öffentliche Fördermittel für dasselbe Vorhaben in

Anspruch genommen werden, wird deren Subventionswertaufden
Fördcrhöchstsatz und/oder den Beihilfehöchstbetrag angerechnet.
Der jeweils zulässige Höchstwert darf nicht überschritten werden.
GRW-Förclermittel werden nur in den C- und D-GRW-Fördcrge-
bieten als nicht rückzahlbarer Zuschuss gewährt.
Lanclcsmittel werden in der Regel als rückzahlbarer Zuschuss ge-
währt. Die Rückzahlung erfolgt dann in der Regel in einer Summe
nach zehn Jahren beginnend mit der ersten Auszahlung für das
geförderte Investitionsvorhaben. Bei Unternehmensneugründungen
werden die Anhebungs be trage immer als rückzahlbarer Zuschuss
gewährt.

1. 6 Verfahren

Anträgesind vor Beginn des Vorhabens bei derWIBank(TeilINr. 5)
zu stellen. Dies ist auch über das Onlincportal der WIBank möglich.
GRW-Anträge sind auf amtlichem Formular zu stellen.

1. 7 Weitere Bestimmungen

Bei Antragstellung ist das Einverständnis mit der VeröffenÜichung
aller erforderlicher Angaben zum Zweck der Transparenz der För-
dermaßnahmen zu erklären.

1. 8 Bcihilfercchtlichc Elnordnung
Die Gewährung einer Zuwendung erfolgt nach Art. 14, 17 und 22
der AGVO oder nach der De-mimmis-Verordnung (Teil III A. I.
Nr. 8. l und 8. 2),
Rückzahlbare Zuschüsse werden in voller Höhe als Beihilfe bei der

Subventionswertberechnung berücksichtigt, solange keine von der
EU-Kommission genehmigte Methode zur Berechnung des Beihil"
fewerts vorliegt.

2. Integrierte regionale Innovations- und Entwicklungskonzepte

2. 1 Gegenstand der Förderung
Zur Bewältigung von Umstrukturierungsprozessen in den Regio-
nen, zur Beschleunigung regionaler Innovationsprozcssc, zur Vcr-
stetigung strukturpolitischen Handelns und um den Zusammen-
hang zwischen den Entwicklungszielen für eine Region und kon-
kreten strukturvcrbessernden Maßnahmen herzustellen, unterstützt

das Land Hessen die Regionen bei der Erarbeitung von integrierten
regionalen Innovations- und Entwicklungskonzcpten. Auf der Ba-
sis einer Analyse der regionsspeziüschen Stärken und Schwächen
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sowie Chancen und Risiken sollen die Konzepte die Entwicklungs-
ziele und Handlungsfelder sowie besonders wichtige Leitprojckle
aufzeigen. Die Fortschreibung, Modernisierung oder Aktualisie-
rung vorhandener integrierter regionaler Innovations- oder Ent-
wicklungskonzepte ist ebenfalls möglich.
Die integrierten regionalen Innovalions- und Entwicklungskon-
zepte sollen von Kegionalforen, in denen die unterschiedlichen rc-
gionalen Akteure zum Beispiel aus Kommunen, Kammern, Verbän-
den zusammenarbeiten, eigenverantwortlich erarbeitet werden.
Dabei sind vorhandene Konzepte zu integrieren. Als besonders
förderwürdig gelten Konzepte, die Aspekte eines ressourcenscho-
nenden Umgangs mit der Umwelt berücksichtigen.

2. 2 Fördergebiet
Vorrangig werden Vorhaben in den regionalen Fördergebieten der
GRW und in denEFRE-Vorranggebicten unterstützt (Teil I Nr. 3.1
und 3. 2).

2. 3 Antragsbcrechtigte

Antragsbcrechtigt sind Regionalforen, Zweckverbände und Rcgio-
nalmanagementgcsellschaften-

2,4 Zuwendungszwcck

Gefördert werden können Sachausgaben, z. B. Büromaterial, Aus-
gaben für Veröffentlichungen (Print- und Online), Fahri. kostcn nach
dem Hessischen Reisekostengesetz in der jeweils gültigen Fassung
im Zusammenhang mit der Projektumselzung sowie Ausgaben für
Honorare Dritter für die Erstellung, Forlschrcibung, Modernisie-
rung oder Aktualisierung integrierter regionaler Innovations- und
Entwicklungskon/:cpte, die im Auswahlverfahren des wirtschaft-
lichsten Angebots vergeben werden. Zuwendungsfähig sind insbe-
sondere Ausgaben für unterstützende Dienstleistungen bei der
Regionalanalyse, bei der Moderation sowie bei der Aufbereitung
und Verbreitung der Ergebnisse durch Dritte.

2. 5 Art und Umfang, Höhe der Förderung (Zuwendung)

Die Zuwendung wird als Projektförderung im Wege der Anteilfi-
nanzierung als nicht rückzahlbarer Zuschuss zu den zuwendungs-
fähigen Ausgaben gewährt. Der Fördcrsalz beträgt bis zu 50 Pro-
zent. Die Fördürung eines Konzeptes wird in einer Region nur
einmal innerhalb von acht Jahren gewährt.
Die. Beteiligung aus GRW-Mitteln darf einen HöchstbcLrag von
50. 000 Euro nicht überschreiten. Das Konzept kann in diesen Fäl-
len mit bis zu 75 Prozent der zuwendungsfähigen Ausgaben geför-
dert werden.

Die Förderung kann auch aus Mitteln des EFRE erfolgen. Dann
beträgt der FördersaU maximal 50 Prozent.

2. 6 Verfahren
Anträge sind vor Beginn des Vorhabens bei der WIBank (Teil I Nr. 5)
zu stellen. Dies isl auch über das Onlincportal drr WIßank möglich,
GRW-Anträge sind auf amtlichem Formular xu stellen.

2. 7 Weitere Bestimmungen

Im Falle einer Förderung aus Mitteln des EFRE müssen die Konzepte
einen Beitrag zur Umsetzung der "Hessischen Innovationsstratcgic
2020 liefern (www. hessische-innovationsstrategie-2020. de).
Das geförderte integrierte regionale Innovations- oder Entwick-
lungskonzept ist in geeigneter Form zu publizieren. Im Falle einer
Förderung aus dem EFRE sind darüber hinaus weitere Publizitäts-
pflichten zu beachten (Teil III B. III. Nr. 2).

2. 8 Beihilferechtliche Einordnung

Die Zuwendungen für die Erstellung integrierter regionaler Inno-
vations- und Entwicklungskonzeptc fallen nicht unter Art. 107 ff.
des Vertrages über die Arbeitsweise der Europäischen Union
(AEUV); sie sind keine Beihilfen.

3. Kegionalmanagemcnt und Rcgionalbudgct

3. 1 Gegenstand der Förderung
Zur Mobilisierung regionaler Innovations-, Wachstums- und Be-
schäftigungspotentiale unterstützt das Land bestehende und auf
Dauer angelegte Rogionalmanagementgesellschaften in den Teilre-
gionen Hessens bei der Durchführung von Projekten. Hauptaufgabc
von Rcgionalmanagcmentgesellschaften ist es,

integrierte regionale Innovations- und Entwicklungskonzcpte
xu entwickeln und umzusetzen sowie bestehende Konzepte fort-
zuschreiben, zu modernisieren oder zu aktualisieren,

regionale Konsensbildungsprozcsse in Gang zu selben,
regionale Netzwerke, Bündnisse, innovaUonsorienticrte Pro-
jekte/Verbundprojekte, Innovationscluster u. ä. aufzubauen und
verborgene regionale Beschäftigungs- und Wachsl-umspotenzi-
ale y, u mobilisieren.

Vorhaben in diesen Bereichen können unterstützt werden.

3. 1. 1 Regiunalbudget

Rcgionalmanagementgcscllgchaften können mit cinem Regional-
budget bei der Durchführung von Projekten unterstützt werden.
Diese Projekte dienen auch der Profilicrung des Innovaüonsstand-
ortes Hessen.

3. 1. 2 Ergänzende Projcktfördcnmg

Ergänzend zu Teil II Nr. 3. 1. 1 ist die Förderung von innovationK-
orientierten Einzelprojekten möglich. Diese ergänzend geförderten
Projekte sollen der Profilierung des Innovationsstandorts Hessen
und der Umsetzung der hessischen Innovationsstrategie (www.
hessische-innovationsstrategie-2020. de) dienen.

3. 2Förricrgebict

Vorhaben werden in den EFRE-Von-anggebieten unterstützt
(Teil I Nr. 3. 1).

3.3 Antragsberechtigte

Antragsberechtigt für Regionalbudgetvorhaben sowie ergänzende
Projektförderungen sind bestehende und auf Dauer angelegte Re-
gionalmanagementgesellschaften. Pro Region wird nur eine Regio-
nalmanagementgesellschaft gefördert.

3. 4 Zuwendungszweck

3. 4. 1 Rcgionalbudget

Mit der Bereitstellung eines Regionalbudgets können Regionalma-
nagementgcsellschaften Projekte durchführen zur

Verbesserung der regionalen Kooperation,
Mobilisierung und StärKung regionaler Wachst umspotenziale,
Verstärkung von Maßnahmen des Regionalmarketings,
Verbesserung der Fachkräfte Versorgung.

Gefördert werden können Ausgaben im Zusammenhang mit der
Durchführung von Projekten einschließlich projektbezogencr Per-
sonalausgaben (Teil III A. II. Nr. 11).
Mit dem Regionalbudget darf keine direkte Förderung einzelner
gewerblicher Unternehmen erfolgen.

3. 4, 2 Ergänzende Projekt förderung
Regionalmanagementgcsellschaftcn können ergänzend bei der
Durchführung von weiteren innovationsorientierten Projekten ge-
fördert werden, insbesondere von Projeklcn zur Umsetxung der
hessischen Innovationsstrategie. Als besonders förderwürdig gelten
Projekte, die ergänzend zu einer ressourceneffizienten Produktion
und Kreislaufwirtschaft und/oder zur Verminderung von CO^-
Emissionen beitragen.
Zuwendungsfähig sind Sachausgaben im Zusammenhang mit der
Durchführung der Projekte sowie direkte Ausgaben für Personal.

3. 5 Art und Umfang, Hohe der Forderung (Zuwendung)

Eine Förderung kann aus Mitteln des EFRE in den EFRE-Vorrang-
gebieten nur bei ergänzender Projektförderung nach Teil II Nr. 3. 1.2
erfolgen.

3. 5. 1 Rcgionalbudget
Die Zuwcndung wird als Projektförderung im Wege der Antcilfi-
nanzierung als nicht rückzahlbarer Zuschuss zu den zuwendungs-
fähigen Ausgaben gewährt. Der Fördersatz beträgt nicht mehr als
50 Prozent.

Das Regionalbudgct, mit dem eine Regionalmanagementgesell-
schaft unterstützt wird, beträgt bis zu 150. 000 Euro pro Jahr.

3. 5. 2 Ergänzende Projektfordcrung

üie ergänzende Projektfärderung erfolgt im Wege der Anteilfinan-
zierung als nicht rückzahlbarer Zuschuss zu den zuwendungsfähi-
gen Ausgaben. Der Fördersatz beträgt nicht mehr als 50 Prozent.
Der Durchführungszeitraum eines Projektes soll drei Jahre nicht
überschreiten.

3. K Verfahren

Anträge sind vor Beginn des Vorhabens bei der WIBank (Teil I Nr. 5)
zu stellen. Dies ist auch über das Onlineportal der WIBank möglich.

3. 7 Weitere Bestimmungen

Bei einer Förderung nach Teil II Nr. 3. 1. 1. ist über die Gcschäftstä-
tigkcit des Rcgionalmanagements und die Verwendung des Regio-
nalbudgets wahrend des Durchführungszeitraums der bewilligen-
den Stelle jährlich zu berichten.

3. 8 Beihilferechtliche Einordnung

Die Zuwendungcn für Regionalmanagement- und RegionaJbudget-
vorhaben fallen nicht unter Art. 107 [f. AEUV, sie sind keine Bci-
hilfen.

4. Regionale Innovationscluster (Clusternctzwerke)

4. 1 Gegenstand der Förderung
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Als Handlungsfeld der Hessischen Innovationsstrategie 2020 (www.
hessische-innovalionsstrafcegie-2020.de) fördert das Land Hessen
Clusternetzwerke, Durch Clustcrnctzwerke kann die regionale und
überregionale Zusammenarbeit zwischen Unternehmen und wirt-
schaftsnahen Einrichtungen zielgerichtet unterstützt werden, um
die Innovationsfähigkeit der Beteiligten anzuregen. Eine intensi-
vere Zusammenarbeil zwischen den verschiedenen Akteuren soll

die vorhandenen Potenziale stärken und die Wettbewerbsfähigkcit
der Regionen erhöhen. Ziele der Förderung sind insbesondere;

Gemeinsame Initiativen zur Verbesserung der Zusammenarbeit
zwischen Unternehmen (vor allem KMU), Einrichtungen für
Forschung und Wissensverbrcitung, gemeinnützigen Einrich-
tungen sowie anderen miteinander verbundenen Wirtschafts-
beteiligten anzustoßen,
Informationsnetzwerke zwischen Unternehmen, Hochschulen
und Forsch ungse i nrichtun gen und anderen im Clusternetzwerk
organisierten Partnern aufzubauen,

den Technologietransfer zwischen Unternehmen und wirt-
schaftsnahcn Einrichtungen auszubauen,

externes Wissen in den Innovationsprozess der Unternehmen
einzubinden,

den Zugang zum Know-how anderer Unternehmen zu erleich-
tern oder

durch die gemeinsame Nutzung von Anlagen und sonstigen tech-
nischen Ressourcen die Innovaüonstätigkeit anzuregen.

Clusternetzwerke sind eine Kooperation von entlang einer Wert-
schöpfungskette oder innerhalb einer Branche in räumlicher Nähe
zusammenarbeitenden Unternehmen und Institutionen, die von-

einander unabhängig sind. Zuwendungsfähig sind folgende vier
Phasen der Entwicklung von Clusternetzwerken:

die Vorbereitungsphasc,
die Aufbauphase,

die Verstetigungsphase und

die Weitercntwieklungsphasc (ausgewählte innovative Vorha-
ben).

Die Vorbereitungs- und die Aufbauphasc sind £ür neue Clust. ernetz-
werke in nicht nusreichcncl vernctzlcn Schlüssclbcreichen der Hcs-

sischcn InnovaUonsstrategie 2020 zuwendungsfähig. Als nicht
ausreichend vcrnetzt gelten Schlüssdbereiche, in denen zu Beginn
des Vorhabens keine vergleichbaren und mit dem Vorhaben kon-
kurricrcnden Clusternetzwerke bestehen.

Gegenstand der Förderung der Vcrstetigungs- und Weiterentwick-
lungsphase ist, das Clustermanagement zu verbessern und vorhan-
dene Clusternetzwerke zu verstetigcn, wciterzuentwickeln und
miteinander /:u verneinen. Die Verstetigungsphase ist nur zuwen-
dungsfähig, wenn xuvor die Aufbauphase des CJusternctzwcrkcs
gefördert wurde und sich das Clusternetzwerk während der Auf-
bauphasc nachweislich positiv entwickelt, hat. Die Bewertung der
Entwicklung kann unter anderem die Ergebnisse des Clustcr-
Checks, die Entwicklung der Mitgliederzahl und die finanziellen
Beiträge der M.Uglicdcr zum Clusternetzwerk berücksichtigen.

4. 2 Fördcrgcbiet

Vorrangig werden Clusternetzwerke unterstützt, deren überu'Lc-
gender Teil der Mitglieder ihren Sitz oder eine Betriebsstätte in den
regionalen Fördergebielen der GRW oder in den EFRE-Vorranggc-
bieten haben (Teil I Nr. 3. 1 und3. 2)oderderenClustermanagement-
Organisation ihren Sitz oder ihre Betricbsstätte (Geschäftsstelle)
in einem dieser Gebiete hat.

4. 3 Antrags be recht igte

Antragsberechtigt sind Clustermanagement-Organisationen eines
Clustcrnctzwerks.

Rechtsfähige Clusternetzwerke und juristische Personen des pri-
vaten und öffenUichcn .Rechts, KMU sowie rechlsfähige For-
schungs- und Anwendungseinrichlungen wie beispielsweise Hoch-
schulen gelten als Clustermanagement-Organisationen, wenn diese
das Cluster betreiben.

Clusl. ermanagement-Organisationen haben den Zusammcnschluss
aller im Clusternetzwerk organisierten Partner (Mitglieder) und
ihre Berechtigung, alle Mitglieder des Clustcrnctzwerks zu vertre-
tön, mit geeigneten Dokumenten nachzuweisen, beispielsweise mit
einem Kooperationsvcrfcrag.

Mitglieder von Clusternetzwerken können beispielsweise Unter-
nehmen, wirtschaftsnahe Einrichtungen, Forschungseinrichtungen,
Hochschulen und sonstige regionale Akteure sein. Für eine Förde-
rung der Aufbauphasc, der Vcrstcligungsphasc und der Weiterent-
wicklungsphase von Clusternetzwerken soll die Mehrheit der Part-
ner des Clusternetzwerks ihren Sita oder ihre Bet-riebsstätte in

Hessen haben oder muss die Clustermanagement-Organisation
ihren Sitz oder eine ßctriebsstättc in Hessen haben.

4J. 1 Vorbereitungsphasc

Antragsberechtigt sind abweichend von Teil II Nr. 4. 3 wirtschafts-
nahe Einrichtungen (zum Beispiel regionale Wirtschaftsförderge-
sellschaften) oder KMU, die den Aufbau cines ClusterneUswerkes
beabsichtigen.
Unternehmen, die nach Art. l der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013
(De-minimis-Verordnung) vom Geltungsbereich der De-minimis-
Verordnung ausgeschlossen sind, sind für die Vorbereitungsphase
eines Clusternetzwerks nicht antragsberechtigt.

4. 3. 2 Aufbauphasc

Antragsbcrechtigt sind Clustermanagement-Organisationen von
Clusternelzwerken mit mindestens fünf Partnern. Mindestens drei

Partner müssen Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft sein,
wobei mehr als die Hälfte der Unternehmen der gewerblichen Wirt-
schaft KMU sein müssen.

4.3.3 Verstctigungsphase

Antragsberechtigt sind Clustermanagement-Organisationen von
Clusternetzwerken mit mindestens fünfzehn Partnern. Mindestens

zehn Mitglieder müssen Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft
sein, wobei mehr als die Hälfte der Unternehmen der gewerblichen
Wirtschaft KMU sein müssen.

4. 3. 4 Weitcrentwicklungsphasc (ausgewählte innovative Vorhaben)
Anlragsberechtigt sind Clustermanagement-Organisationen von
Clusternetzwerken, die mindestens 36 Monate vor Beginn des Vor-
habens gegründet wurden und mindestens zehn MlitgUeder haben.
Ein vorher gefördertes Clusternetzwerk muss die Aufbau- und Ver-
stetigungsphasc spätestens '/.um Zeitpunkt der Bewilligung vollen-
det haben beziehungsweise erklären, dass es die noch ausstehende
Aufbau- imd/oder Verstctigungsphase nicht mehr beantragen wird.
Mindestens fünf Mitglieder müssen Unternehmen der gewerblichen
Wirtschaft sein, wobei mehr als die Hälfte der Unternehmen der

gewerblichen Wirtschaft KMU sein müssen.
Wenn die Vernetzung von Clustcrnetzwerken untereinander (Cross-
Clustering) Gegenstand der Förderung der Weiterentwicklungs-
phasc ist, sind Cluslermanagemcnl-Organisationen nach Teil II Nr.
4. 3. 4 Abs. l gemeinsam mit weiteren Clustermanagement-Organi-
sationen unabhängig von deren Bcstandsdaucr und Mitgliederzahl
antragsbcrechtigt.

4.4 Zuwendiingszweck

Eigenleistungen und Sachleistungen können als zuwendungsfähig
anerkannt werden. Näheres regelt Teil III A. II. Nr. 8.
Betriebliche Aufwendungen von beteiligten Unternehmen sind
nicht zuwendungsfähig.
Besonders förderungswürdig sind Clusternetzwerke, die Beiträge
zu einer ressourceneffizienlen Produktion und Kreislaufwirtschaft

und/oder zur Verminderung von CO^-Emissionen erwarten lassen.
4.4. 1 Vorbereitungsphase

Bei der Förderung der Vorbereitungsphasc sind Ausgaben für ei-
genes Personal und Sachausgabcn zuwendungs fähig, die nachweis-
bar in unmittelbarem Zusammünhang mit der Vorbereitung eines
Clustcrnctxwerkes stehen.

4. 4. 2 Aufbau- und Vrrstetigungsphase

Bei der Förderung der Aufbauphase sind die Ausgaben der Cluster-
management-Organisation für den Aufbau und den Betrieb des
ClusternetzwerkEi zuwendungsfähig.

Bei der Förderung der Verstetigungsphase sind die Ausgaben der
Clustermanagcment-Organisation für den Ausbau und den Betrieb
des Clusternetzwerks zuwendungsfähig.
Für den Auf- und Ausbau des Clusternetzwerks sind Ausgaben für
Investitionen in materielle Vermögenswcrte (Anlagen, Maschinen
und Ausrüstung) zuwendungs fähig, ebenso Ausgaben für Investi-
tionen in immaterielle Vermögenswerte, beispielsweise Patent-
rechte, Lizenzen, Know-how oder sonstige Rechte geistigen Eigen-
tums.

Die genannten Ausgaben für Investitionen in materielle und im-
materielle Vermögen s werte werden bis zur Höhe von 20 Prozent
derxuwendungsfähigen GesamtausgabenfürdenAuf- beziehungs-
weise Ausbau und Betrieb des Clusternetzwerks als zuwendungs-
fähig anerkannt.

Die Zweckbindungsfrist der geförderten Investitionen wird im Zu-
wcnclungsbeschcid festgelegt.
Für den Betrieb des Clusternetzwerks sind die direkten Ausgaben
für das Personal der Clustermanagement-Organisation und die
Verwaltung des Clusternctzwerks sowie Gemeinkostcn zuwen-
dungsfähig. Ausgaben für Gcmeinkosten werden in Höhe von 15
Prozent der zuwendungsfähigen direkten Ausgaben für das Ferso-
nal der Clustermanagement-Organisation als zuwcndungsfähig
anerkannt.
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Als Betrieb des Clustcrnetzwerkes gilt:
Die Betreuung des Clusternetzwcrks zwecks Erleichterung der
Zusammenarbeit, des Informationsaustauschs und der Erbrin-

gung und Weiterleitung von spezialisierten und maßgeschnei-
dcrtcn Unterstützungsdicnstleistungcn für Unternehmen,
die Entwicklung und Durchführung von Werbemaßnahmen, die
darauf abzielen, neue Unternehmen oder Einrichtungen zur
Beteiligung am Clusternetzwerk zu bewegen und die Sichtbar-
keit des Clusternctzwerkes zu erhöhen,

die Verwaltung der Einrichtungen des Cluisternetzwerks, die
Organisation von Aus- und Weiterbildungsmaßnahmcn, Work-
shops und Konferenzen zur Förderung des Wjssensaustauschs,
die Vernetzung und die transnationale ZuKammenarbeil.

4. 4. 3 Weiterentwicklungsphase

Zuwendungsfähig sind die unter Teil II Nr. 4. 4. 2 genannten Ausga-
ben der Clustcrm an agement-Organisation für den Auf- und Ausbau
und den Betrieb des Cluslernetzwerkes, soweit sie für die Entwick-

lung, Erprobung und Umsetzung von neuen Konzepten und D icnst-
leistungen des Clusternetxwerkes, die zur Weiterentwicklung des
Clustcrnetzwerkes beitragen oder die WettbewerbsfähigkeU und
die Innovationskraft der Mitgliedsunternehmen vorantreiben sol-
lcn, erforderlich sind. Als solche gelten insbesondere Konzepte und
Dienstleistungen mit eincm oder mehreren der folgenden Inhalte:

Weiterentwicklung von Clusternctzwerken als Kristalhsations-
punkt für Innovationcn; Einsatz von Innovaiions- und Wissens-
managementmethodcn im Clusternetzwerk, Entwicklung eines
gemeinsamen OpenInnovation-Konxepts, Ausbau des Wissens-
und Technologietransfers aus Hochschulen/Forschungseinrich-
tungen, Schließung von Werfcschöpfungskclten durch Vcrnel,-
zung mit anderen Branchcn/TechnologiGn, Verankerung von
Industrie 4. 0 im Netzwerk etc.,

überbetriebliche Fachkräftesicherung und Fachkräftequalifi-
zierung,

Unterstützung von Existenzgründungen und Start-ups,
netzwerkgcstütxte Internationalisierung von Unternehmen,
Weiterentwicklung von Clustcrnetzwerken zur Kontaktstelle
für Kooperationen mit den Unternehmen anderer Netzwerke
im In- und Ausland.

Nicht zuwendungsfähig sind Ausgaben der Clustermanagement-
Organisation für:

Coachingmaßnahmen,
Qualifizierungsmaßnahmen,

einzelbetriebUche Maßnahmen beziehungsweise (Verb und-)For-
schungsprojekte,
allgemeine Aufgaben des Netzwerkmanagements.

4. 5 Art und Umfang, Hohe der Förderung (Zuwcndung)
Die Zuwendung wird als Projektförderung im Wege der Anteilfi-
nanzierung als nicht rückzahlbarcr Zuschuss zu den zuwcndungs-
fähigen Ausgaben gewahrt.
Eine Förderung kann auch aus Mitteln des EFRE erfolgen.

4. 5. 1 Vorbereitiingsphase

Die Förderung beträgt bis zu 80 Prozent der zuwendungsfähigen
Ausgaben. Die Zuwendung darf insgesamt eine Summe von maxi-
mal 25. 000 Euro nicht überschreiten.

4. 5. 2 Aufbau-, Vcrstctigungs- und Wcitercntwiddungsphasc

Die Förderung beträgt bis zu 50 Prozent der zuwendungs fähigen
Ausgaben.
Für die Aufbau- und die Verstetigungsphase des Clusternetzwerks
werden bei einer Prcrjektlaufzeit von jeweils bis zu 36 Monaten
jeweils Ausgaben bis zu 700. 000 Euro als zuwendungsfähig aner-
kannt,

für die Weiterentwicklungsphasc bei einer Pro]ektlauf7 eit von bis

zu 36 Monaten, in besonderen Ausnahmefällen bis zu 48 Monaten,
jeweils Ausgaben bis zu 100. 000 Euro.
Sofern die Vernetzung von Clusternelzwerken untereinander
(Cross-Clustering) Gegenstand der Förderung der Weiterentwick-
lungsphase ist, werden je CIusternetzwerk Ausgaben bis zu 60. 000
Euro als zuwendungsfähig anerkannt.

4. 6 Verfahren

Anträge sind vor Beginn des Vorhabens bei der WIBank (Teil I
Nr. 5) zu stellen. Dies ist auch über das Onlineportal der Wirt-
schafts- und Infrastrukturbank Hessen möglich. GRW-Anträge sind
auf amtlichem Formular zu stellen.

Die Förderung der Wciterentwicklungsphasc von Cluslernetxwcr-
ken setzt die erfolgreiche Teilnahme dsr jeweiligen Clustermanage-
ment-Organisation an thematischen Aufrufen des HMWEVL vor-
aus. In den Aufrufen wird das Nähere bestimmt. Die Projektaus-

wähl erfolgt nach transparenten Auswahlkrilerien, die in den
Aufrufen konkretisiert werden. Nach erfolgreicher Teilnahme an
den Aufrufen sind die Anträge an die WIBank (Teil I Nr. 5) zu rich-
ten.

4. 7 Weitere Bestimmungen

Die gleichzeitige Förderung von mehr als einer Entwicklungsphase
ist ausgeschlossen.
Über die Aktivität und die Mitglied erzähl des geförderten Cluster-
netzwerks ist der bewilligenden Stelle bei der Förderung der Auf-
bau- und der Vcrstctigungsphase vom geförderten Clusternetzwerk
jährlich w berichten. Bei der Förderung der Weilcrentwicklungs-
phase ist über den Projektstand in der Mitte des Durchführungs-
Zeitraums und mit der Vorlage des Verwendungsnachweises zu
berichten.

4. 7. 1 Vorbcreitungsphase

Die Vorbereitung eincs Clusternetzwerks kann nur einmal gefördert
werden.

4. 7. 2 Aufbau-, Verstetigung- und Weitcrentwicklungsphase
Mit Vorlage des ersten Antrags auf Ausxahlung der Förderung weist
die Clustermanagement-Organisation die Einrichtung einer Ge-
ächäftsstelle nach.

Die Räumlichkeiten, Anlagen und Tätigkeiten des Clusternetz-
wcrks müssen mehreren Nutzern offenstehen und der Zugang muss
zu transparenten und diskriminicrungsfrcicn Bedingungen gewährt
werden. Unternehmen, die mindestens 10 Prozent der Invesfcitions-

ausgaben des CIusternetzwerks finanziert haben, können einen
bevorzugten Zugang zu eincm Clusternetxwerk xu günstigeren Be-
dingungen erhalten. Um Uberkompensationen zu verhindern, muss
der Zugang in eincm angemessenen Verhältnis zum Invcstitions-
beitrag des Unternehmens stehen; ferner werden die Vorzugsbedin-
gungen öffentlich zugänglich gemacht.

Entgelte für die Nutzung der Anlagen und die Beteiligung an Tä-
tigkeiten des Clusternetzwerks müssen dem Marktprcis entspre-
chen beziehungsweise die Kosten widerspiegeki.

4. 8 Beihilfcrectitliche Einordnung
Clusternctzwerkc sind ,, Innovationscluster" im Sinne von Art. 2
Abs. 92 AGVO.
Zuwondungen für die Vorbereitungsphase nach Teil II Nr. 4. 5,1
erfolgen nach Maßgabe und unter Einhaltung der Bestimmungen
der D e-minimis-Verordnung (Teil III A. I. Nr. S. 2}. Insbesondere
darf demnach cinem Unternehmen für die Vorbereitung eines
Clusternetzwerks keine Zuwendung gewährt werden, wenn es
durch die Zuwcndung innerhalb von drei Stcuerjahrcn De-mmmüs-
Beihilfen von mehr als 200. 000 Euro erhalten würde.

Zuwcndungcn nach Teil II Nr. 4. 5. 2 für die Aufbau-, die Versteti-
gungs- und die Weiterentwicklungsphase von Clusternetzwcrkcn
nach Teil II Nr. 4. 4.2 beziehungsweise Teil II Nr. 4. 4.3 sind Beihilfen
für Innovationscluster im Sinne von Art. 27 AGVO.

Zuwendungen zum Betrieb des Clusternetzwerks in der Aufbau-,
VcrstcUgungs- und Wcitcrentwicklungsphase des Clusternctzwerks
sind Betriebsbeihilfen im Sinne von Art. 27 Abs. 7 AGVO. Sie dür-
fen einom Clusternetzwerk für einen Zeitraum von bis zu zehn

Jahren gewährt werden.

5. Kummunale Investitionen zur Konversion von Industrie-, Ver-

hclu's- und Militärbrachcn für eine gewerbliche oder industrielle
Folgenutzung sowie kommunale Investitionen zur Erschlicßung
und zum Ausbau von Industrie- und Gcwcrbcgebieten

5. 1 Gegenstand der Förderung

5. 1. 1 Kommunale Investitionen zur Konvcrsion von Industrie-, Ver-
kehrs- und Militärbrachen für eine gewerbliche oder indus-
tricllc Folgcnutzung

Mit der Konversionsförderung soll ein wirksamer Beitrag zur nach-
haltigen Nutzung vorhandener Ressourcen geleistet werden,
Im Interesse einer sparsamen Inanspruchnahme von Flächen für
eine Bebauung und im Interesse einer nachhaltigen Stadtentwick-
lung sollen vorrangig brach gefallene Flächen, die ehemals rmltl. ä-
risch, industriell oder für Verkehrszwecke genutzt wurden, revita-
lisiert und für eine Nachnutzung als Gewerbe- oder Industriegebiet
hergerichtet werden. Es ist deshalb vorgesehen, Investitionen zur
Herrichtung von Brachflächen für eine spätere Nutzung vor allem
durch Unternehmen zu unterstützen. Erschließungsmaßnahmen
sollen bei Flächencignung Elemente einer "Grünen Infrastruktur"
beinhalten (zum Beispiel die Anlage von Grünflächen, -dächern
und -fassaden, Frischluftschncisen, Hecken, grünen Böschungen,
natumaher Regcnrückhaltung), Bei der Sanierung von AJtlasten
wird das Verursacherprinzip beachtet.
Geeignete Projekte aus den struklurschwächercn Landesteilen wer-
den bei der Projcktauswahl bevorzugt.
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5. 1. 2 Kommunale Investitionen zur Erschlicßung und zum Ausbau
von Industrie- und Gcwerbcgcbieten

Voraussetzung für die Schaffung und Sicherung von Arbeitsplätzen
ist eine gut ausgebaute wirtschaftsnahe Infrastruktur, Das Land
Hessen fördert deshalb bcdarfsorienticrt und in begrenztem Um-
fang Investitionen zur Erschlicßung und zum Ausbau gewerblicher
und industrieller Flächen.

Projekte, die im Rahmen einer intcrkommunalen Kooperation ver-
wirklicht werden, haben grundsätxlich Vorrang.

5. 2 Fördergebiet
Vorrangig werden Vorhaben in den regionalen Fördergebieten der
GRWundindenEFRE-Vorranggcbicten unterstützt (Teil I Nr. 3.1
und 3.2).

5. 2. 1 Kommunale Investitioiicn zur Konvcrsion von Industrie-, Vcr-
kchrs- und Militärbrachen für eine gewerbliche oder inrius-
trielle Folgenutzung

Die Herrichtung von brachliegenden Militärflächen (Konversions-
maßnahmen) kann darüber hinaus an Standorten gefördert werden,
die von der Auflösung oder Ausdünnung militärischer Einrichtun-
gen in Bezug auf ihre Winschaft'sstruktur in besonderem Maße
negativ betroffen sind.

5. 2. 2 Kommunalc Investitionen zur Erschlicßung und -zum Ausbau
von Industrie- und Gewcrbegc bieten

Die Förderung von Industrie- und Gewerbegebieten ist nur mit
Landes- und/oder GRW-Mitteln möglich. Bei Einsatz der begrenz-
ten Landesmittel ist Hessen Fördcrgebict; der Einsatz von GßW-
Ktitteln ist nur innerhalb der GBW-Fördergebietskulisse möglich
(Teil I Nr. 3. l).

5.3 Antragsberechtigte

Als Projektträger werden Gemeinden, Gemeindeverbände, Zweck-
verbände und Kreise gefördert.

Im Falle einer Förderung aus GRW- oder Landesmitfceln können
auch juristische Personen, die steucrbegünstigtc Zwecke verfolgen,
mit kommunalen lYägern gleich behandelt werden, wenn die Vor-
ausscfy.ungen der §§ 51 bis 68 der Abgabenordnung erfüllt sind,
und dies vom Finanzamt anerkannt ist. Ergänzend können hier
Träger auch natürliche und juristische Personen sein, die nicht auf
Gewinnerzielung ausgerichtet sind. Sind im Fall der Förderung aus
GRW- oder LandesmiUeln beim Träger andere Private beteiligt,
müssen die Gesellschaftsanteile der kommunalen, beziehungsweise
steuerbegünstigten Beteiligten überwiegen. In diesem Fall ist eine
Besicherung eventueller Haftungs- und Rückfordcrungsansprüche
in geeigneter Form vorzusehen.
Natürliche Personen sind im Rahmen einer EFRE-Förderung nicht
antragsbercchtigt.

5. 4 Zuwenriungszweck
Gefördert werden nur Maßnahmen, die die Voraussetzung für die
Ansiedlung und Entwicklung von mehreren gewerblichen Betrieben
schaffen. Hierfür muss ein konkreter Bedarf nachgewiesen werden.
Dabei sind zielgerichtet und vorrangig Betriebe anzusiedeln, deren
Investitionsvorhabcn zusätzliche Einkommensqucllcn schaffen, die
das Gesamteinkommen in dem jeweiligen Wirtschaftsraum unmit-
telbar und auf Dauer erhöhen und die neue Daucrarbcitsplätze
schaffen oder vorhandene sichern.

Die zwcckentsprechcnde Nutzung der geforderten Vorhaben ist auf
die Dauer von 15 Jahren (Uberwachungszeitraum) sicherzustellen.
Infrastrukturmaßnahmen zugunsten des großflächigen Einzelhan-
dels und zugunsten energieerzeugender Anlagen (zum Beispiel
Photovoltaikanlagen) sind nicht zuwendungsfähig.
Im Falle einer Förderung aus dem IWB-EFRE-Programm (Priori-
tätsachse 4) sind weitere Voraussetzungen bereits auf Konzeptebene
im Hinblick auf Art. 7 der Verordnung (EU) Nr. 1301/2013 zu bc-
achten. Zusätzlich zum Kriterium der Reduktion des Flächenvcr-

brauchs muss mit dem Projekt mindestens ein weiteres der folgcn-
den Kriterien verfolgt werden:

Unterstützung der Lokalen Ökonomie,
Engagement im Bereich Klimaschutz-/Klimaanpassung,
Engagement im Bereich umwcltverträgliche Mobilität.

Bei einer Förderung im Rahmen der GRW sind die Bestimmungen
des jeweils geltenden Koordinierungsrahmens cinzuhalten.
5. 4. 1 Kommunale Investitionen zur Konvcrsion von Industrie-, Vcr-

kchrs- und Militärbrachen für eine gewerbliche oder indus-
trielle Folgenutzung

Gefördert werden können Saeh- und Personalausgaben für

5.4, 1. 1 Gutachten, Beratungsleislungcn

wie zum Beispiel Bestandsaulnahmcn, Rahmsnpläne, Markt- und
Potenzialanalysen, integrierte Stadtentwicklungskonzcpte, Mach-

barkeitsstudien, Folgeabschätzungcn geplanter Bauvorhaben auf
Klima und Umwelt, Planungs- und Beratungsleistungen (ohne Bau-
leitplanung), die der Träger zur Vorbereitung und Durchführung
zuwendungsfähiger Infrastrukturmaßnahmen von Dritten in An-
Spruch nimmt. Ergänzend auch Ausgaben für die Vermarktung der
geförderten Fläche, wenn diese Leistung von Dritten eingeholt wird
(zum Beispiel Bewerbung im Internet). Die Gutachten sollen dabei
auch Aussagen zur Umsetzung einer "Grünen Infrastruktur" Iref-
fen (Beispiele siehe Teil II Nr. 5. 1. 1).
Werden bei der Förderung von Beratungsleistungen und Untersu-
chungen für Konvcrsionsmaßnahmen ausschließlich Landesmittel
eingesetzt, können auch Nachnutzungsmöglichkeiten und Vcrwer-
tungschancen von Konversionsflächen ergebnisoffen, das heißt,
nicht nur im Hinblick auf zuwendungsfähigc Infrastrukturinvesti-
tionen nach dieser Richtlinie,, untersucht werden.

5.4. 1. 2 Erschlicßung und Ausbau von Konversionsflächcn zu
gewerblichen Flächen

Hierzu gehören insbesondere Sachausgaben für
den Bau von Erschließungsstraßen mit Geh- und Radwcgen und
Beleuchtung,
die Errichtung oder den Ausbau von Verkehrsverbindungen zur
Anbindung von mehreren Gewerbebetrieben oder von Gewer-
begcbieten an das übcrrcgionale Verkehrsnetz,
die Schaffung öffentlicher Parkmöglichkeiten innerhalb des
Gewerbegeb i etcs,
den Bau von Energie-, Wasser- und Abwasserversorgungslei-
tungen und -verteilungsanlagen sowie von Kommunikations-
leitungen bis zur Anbindung an das regionale beziehungsweise
überregionale Versorgungsnetz oder nächsten Knotenpunkt (In
Gebieten, in denen ein Wettbewerb zwischen mehreren Anbie-
tem dieser Leistungen besteht beziehungsweise gewerbliche
Angebote zur Infrastrukturbereitstellung vorliegen, erfolgt
keine Förderung. ),
den Bau von Anlagen zur Beseitigung und Reinigung von Ab-
wasscr und Abfall,

den Bau von Gleisanschlüssen (nicht Privatgleisanschlüsse ge-
werblicher Unternehmen),

die Begrünung der öffentlichen Flächen innerhalb des Gewer-
begebietes,
Umweltschutzmaßnahmen und ökologische Ausgleichs- und
Ersatzmaßnahmen, soweit sie rechtlich vorgeschrieben sind, in
einem unmittelbaren Zusammenhang mit der Erschließungs-
maßnähme stehen und für deren Umsetzung unvcrmeidbar er-
förderlich sind. (Werden anstelle einer Ausgleichsmaßnahme
Ökopunktc erworben, sind die Ausgaben für den Okopunktecr-
werb zuwendungsfähig, sofern die den Okopunkten zu Gründe
liegende Investition nicht selbst bereits gefördert worden ist.)
die Baureifmachung des Geländes (zum Beispiel Geländegcstal-
tung) und
den Abbruch, die Sanierung und den Rückbau von Gebäuden
und Anlagen im Zusammenhang mit der gewerblichen Wicder-
nutzung brachliegender Industrie- und Gewerbcflächcn oder
mit der gewerblichen Folgenutzung brachliegcnder Verkehrs-
oder M.ilitärflächen einschließlich der Beseitigung von Altlas-
ten. soweit dies für eine wirtschaftliche Nutzung erforderlich
und wirtschaftlich vertretbar ist, keine Beseitigungs- oder Fi-
nanzicrungspflichteo Dritter bestehen und sämtliche anderen
Möglichkeiten der Kostenübemahme ausgeschöpft sind (Sub-
sidiaritätsgrundsatz).

Bei allen Vorhaben und Maßnahmen nach Teil II Nr. 5. 4. 1. 1 und
5. 4. 1. 2 sind alle Sach- und Personalausgaben der Träger zuwen-
clungsfähig, soweit sie in unmittelbarem Zusammenhang mit dem
Vorhaben stehen und den Grundsätzen von Sparsamkeit und Wirt-
schaftlichkeit entsprechen. Bei Baumaßnahmen gehören hierzu
Bauausgaben und Baunebenausgaben (bei Tief bäum aßnahmen zum
Beispiel Ausgaben für die projektbezogene Ausführungsplanung,
für die Entwurfsgenehmigung zum Beispiel nach dem Hessischen
Wassergesetz, für die Baugenehmigung und für die Bauleitung).
Die zuwendungsfähigen Ausgaben bei Hochbauvorhaben bestim-
mcn sich nach der DIN 276.

5. 4. 1. 3 Nicht zuwendungsfühig sind:
Ausgaben für den Grunderwerb (auch Gerichtskosten, Grund-
dienstbarkciten, Entschädigungen, Makler- und sonstige Gebüh-
ren, Vcrmessungskosten, Kostengruppc (KG) 100 der DIN 276),
Ausgaben für die Bauleitplanung,
Unterhaltungs", Wartung';- und Ablösekosten,
Hausanschlusskostcn,

Eigcnlcistungen der Zuwcndungsempfängerin oder des Zuwen-
dungsempfängers (zum Beispiel durch kommunale Ämter),
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Bauherrenaufgaben (KG 710),

Ausgaben für Leistungen kommunaler, rechtlich nicht sclbst-
ständiger Eigenbetriebe (in Abgrenzung dazu sind Leistungen
rechtlich selbstständiger Unternehmen im kommunalen Besitz
zuwendungsfähig),

ökologische Ausgleichszahlungen, bei denen Ausglcichszahlun-
gen in Fonds oder Ähnliches geleistet werden, um zu einem
unbestimmten Zeitpunkt an einem unbestimmten Orl Aus-
gleichsmaßnahmen zu finanzieren,
Finanzierungskosten (KG 760)

Umsatzsteuer, soweit sie als Vorsteuer nach Umsatzsteuergcsctz
geltend gemacht werden kann,

Ausgaben für die Vor-, Entwurfs- und Genehmigungsplanung
(Leistungsphasc l bis 4 HOAI),

Ausgaben für nicht-öffentliche Erschließung (KG 230),
Ausgaben für Veranstaltungen (zum Beispiel Grundsteinlegung,
Riehtfest, Einwcihungsfeier),

Ausglei chs abgaben,
Ausgaben für die Fertigstellungspflege bei Begrünungsmaßnah-
men über den Zeitraum cines Jahres hinaus.

5. 4.2 Kommunalc Investitionen zur Erschlicßung und ziim Ausbau
von Industrie- und Gcwerbcgcbictcn

Teil II Nr. 5. 4. 1, 1 bis 5. 4. 1. 3 gelten entsprechend.

5. 5 Art und Umfang, Höhe der Förderung (Zuwcndung)

5. 5. 1 Kommunalc Investitionen zur Konversion von Industfie", Vcr-

kehrs- und MiliUirbrachen für eine gewerbliche oder indus-
trielle Folgenutzung

Die Zuwendung wird als Projcktfördcrung im Wege der Anteilfi-
nanzierung als nicht rückzahlbarer Zuschuss zu den zuwendungs-
fähigen Ausgaben gewährt.
Sie kann aus Mitteln des Landes, der GRW und/oder des EFRE

erfolgen.

Bei einer Zuwendung aus Mitteln der GRW beträgt der Fördersatz
in der Regel bis zu 60 Prozunt der zuwcndungs fähigen Ausgaben
(maximal 70 Prozent; siehe Teil II Nr. 5, 5. 3).

Bei einer Zuwendung aus Landesmitteln beträgt, der Fördersatz in
der Regel bis zu 50 Pro/.enl der zuwenclungsfähigen Ausgaben (ma-
ximal 60 Prozent; siehe Teil II Nr. 5. 5.3).

Bei einer Zuwendung (auch) aus Mitteln des EFRE beträgt der
EFRE-Fördersatz bis zu 50 Prozent der zuwendungsfähigen Aus-
gaben.
Sofern die zuwendungsfähigen Gesamtausgaben cines Vorhabens
t Mio. Euro überschreiten und das Vorhaben nach seinem Absehluss

im Sinne von Art, 61 Abs. l der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013
potcnzicll NeUoeinnahmen erwirtschaftet, werden die zuwen-
dungsfähigen Ausgaben vorab um die Nettoeinnahmen gekürzt, die
das Vorhaben während und nach seiner Durchführung potenziell
erwirtschaftet. Die potenziellen Nettoeinnahmen werden nach der
Methode zur Berechnung der abgczinsten NeUoeinnahmen berech-
net, die in Art. 61 Abs. 3 Unterabs. 7 der Verordnung (EU) Nr.
1303/2013 in Verbindung mit Art, 15 bis 17 derdelegiertcnVerord-
nung (EU) Nr. 480/2014 festgelegt ist. Bei der Berechnung der pc-
tenziellen Nettoeinnahmen nicht berücksichtigte Nettoeinnahmen
werden spätestens anlasslich des letzl-en Auszahlungsbetrags der
Zuwcndungsempfängerin oder des Zuwendungsempfängers von
den zuwendungsfähigen Ausgaben abgezogen.

5. 5. 2 Kommunale Investitionen zur Erschließung und zum Ausbau
von Industrie- und Gcvvcrbcgebiclen

Die Zuwendung wird als Projektförderung im Wege der Anteilfi-
nanzicrung als nicht rückzahlbarer und/oder rück^ahlbarer Zu"
schuss zu den zuwendungsfähigen Ausgaben gewährt.

Sie erfolgt ausschließlich aus GRW- und/oder Landesmitteln,

Bei einer Förderung aus Mitteln der GRW beträgt der Fördersatz
in der Regel bis zu 60 Prozent der zuwendungsfähigcn Ausgaben
(maximal 70 Proxen^; siehe Teil II Nr. 5. 5. 3).

Bei einer Förderung aus Landesmittcln beträgt der Fördersatz in
der Regel bis zu 50 Prozent der zuwendungsfähigen Ausgaben (ma-
ximal 60 Prozent; siehe Teil II Nr. 5. 5. 3).

5.5.3 Gemeinsame Bestimmungen
Beim ausschließlichen Einsatz von Lnndesmitteln oder Mitteln der

GRW für investive Projekte kommunaler Zuwendungsempfänger
bestimmt sich die Festlegung des Förclersatzcs im Einzelfall nach
deren finanzieller Leistungsfähigkeit und deren Stellung im Las-
ten- und Finanzausgleich. Hierdurch kann der nach Art und Um-
fang des Projekts sowie seiner regionalen Bedeutung festgelegte
B'ördersatzumbis zu 10 Prozent unter- oder überychriUen werden.

Zur Überprüfung einer möglichen Uberfinanzierung ist alle drei
Jahre nach Abschluss der Infrastrukturmaßnahme bis zum Ende
des Überwachungszeitraums ein Nachweis vorzulegen, aus dem alle
mit dem Vorhaben verbundenen Ausgaben und Einnahmen ersicht-
lich sind.

Bei vollständiger Belegung des Geländes ist dieser Nachweis sofort
vorzulegen.
Es ist weiterhin nachzuweisen und zu bestätigen, dass die bis zu
diesem Zeitpunkt verkauften Grundstücke nach öffentlichen Ver-
kaufsbemühungen zum Marktprcis an den besten Dieter veräußert
wurden.

5. 8 Verfahren

Anträge sind vor Beginn des Vorhabens bei der WiBank (Teil I Nr. 5)
zu stellen. Dies ist auch über das Onlincportal der WIBank möglich.
GRW-Anträge sind auf amtlichem Formular zu stellen.

Ergebnisse integrierter Stadtentwicklungskonzepte oder von Po-
tenxialanalysen und Empfehlungen der Rcgionalforen werden bei
der Projekt förderung im Rahmen der finanziellen Möglichkeiten
berücksichtigt, sofern keine überregionalen Gesichtspunkte entge-
genstehen.
Bei eincm Einsatz von EFRE-Mitteln erfolgt die Auswahl gccigne-
ter kommunaler Förderprojckte in einem Wettbewerbsverfahren
(Aufruf im Staatsanzeiger für das Land Hessen, Auswahl durch den
erweiterten Förderausschuss). Aus den Antragsunterlagen muss
hervorgehen, inwieweit das Projekt ein vorhandenes integriertes
Städten twicklungskonzept umsetzt. Sofern ein Regionalforum be-
steht, ist dessen Stellungnahme beizufügen.
Die WIBank holt nach Erfordernis die Stellungnahme/n der fach-

technisch zuständigen Dicnststelle/n ein. Im Einzelfall kann die
WIBank die Stellungnahme des jeweils zuständigen Regierungs-
präaidiums oder Lanclrats -einholen, sofern erforderliche Doku-
mente bei der Antragstellung nicht, vorliegen. In den Stellungnah-
men als notwendig erachtete Änderungen und Auflagen werden bei
der Bescheiderteilung berücksichtigt.

5. 7 Weitere Bestimmungen

Die Förderung von Erschließungsmaßnahmen zu Gunsten eincs
einzelnen Unternehmens ist bcihilferechtlich nicht zulässig. Werden
auf den erschlossenen Flächen neben Gewerbebetrieben auch wirt-

schaftsnahe Infrastruktureinrichtungen zum Beispiel für den l'lech-
nologietransfer oder/und Gründerzentren angesiedelt, ist dies för-
dcrunschädlich.

Im Fall der Förderung aus GßW-MiUeln sind die Bestimmungen
des jeweiligen Koordinieru&gsrahmens maßgeblich.
Das zu erschließende oder wieder herzurichtende Gelände befindet

sich zum Zeitpunkt der Erschließungsentscheidung im Eigentum
des Trägers, oder der Träger muss über das Gelände auf der Grund-
läge einer verträglichen Absicherung mit dem Eigentümer Einwir-
kungsrcchte auf die Umgestaltung und spätere Nutzung besitzen.
Ist der Träger in Ausnahmefällen nicht Eigentümer des Geländes,
muss per Abschöpfungsvertrag zwischen dem Träger und dem Ei-
gentümer des Grundstücks gewährleistet sein, dass Gewinne durch
eine etwaige Wertste ige rung des erschlossc'nen oder wieder herge-
richteten Grundstücks bei der Ermittlung der zuwendungsfähigcn
Ausgaben in Abzug gebracht werden und alle aus den Arbeiten
entstehenden Vorteile vollständig an den Träger weitergeleitet wer-
den. Betreiber und Nutzer Sowie Träger und Nutzer dürfen weder
rechtlich, wirtschaftlich noch personell verflochten sein.
Die mit Fördermitteln nach dieser Richtlinie erschlossenen Indus-

tric- und Gewerbegelände werden nach öffentlicher Verkaufsbe-
mühung, wie zum Beispiel durch Bewerbung im Internet und in
überregionalen Tageszeitungen, Hinweistafeln auf dem Gewerbe-
gebiet, Einschaltung eines überregional tätigen Maklers, zum
Marktpreis aufgrund des wirtschaftlich besten Gebots verkauft.
Soweil der Verkaufspreis die Kosten für den Grundstückserwerb,
zuzüglich des Eigcnanteils des Trägers an den Erschließungskosten
überschreitet, wird der gewährte Zuschuss um den übersteigenden
Teil gekürzt.
Werden die Grundstücke unter dem Marktpreis verkauft, ist der
damit verbundene Fördervörteil bei der Subventionsbercchnung
im Rahmen der Förderhöchstsätze anzurechnen.

Im Rahmen der Antragstellung muss eine Vermarktungsstratcgic
für das geförderte Gewerbc-/Industriegebiet vorgelegt werden.
Zuwendungen für Erschließungsmaßnahmen verlieren ihre Gültig-
keit, wenn nicht spätestens 6 Monate nach Eintreten der Beslands-
kraft des Zuwendungsbescheides mit dem Vorhaben begonnen
wurde. In besonders begründeten Einzelfällen kann diese Fris^
verlängert werden.

5. 8 Beihilferechtliche Einordnung

Die Zuwendungen zur Konversion von Industrie-, Verkehrs- und
MiUtärbrachen sowie zur Erschließung und zum Ausbau von Indus-
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trie- und Gewerbegebieten fallen nicht unter Art. 107 ff. AEUV, sie
sind keine Beihilfen.

6. Gründcrzentren

6. 1 Gegenstand der Förderung

Um die Entstehung neuer, zukunfts- und wettbewerbsfähiger Un-
ternehmen zu begünstigen, fördert das Land Hessen regionale, vir-
tuelle und spezialisierte Gründerzentren.
Regionale Gründerzentren vermieten neu gegründeten Unterneh-
men funktionsgerechtc und kostengünstige Büro- und Produkti-
onsflächen, stellen zentrale Service- und Gemeinschaltseinrichtun-

gen für Unternehmensgründungen bereit und bieten so neu gegrün-
deten Unternehmen attraktive Rahmenbedingungen für ihren Start,
Virtuelle Gründerzentren bieten unentgeltlich Beratungsleistungen
zur Existenzgründung an und unterstützen Existcnzgründerinnen
und Existcnzgründer sowie neu gegründete Unternehmen uncnl-
geltlich bei der bedarfsorientierten Suche von bestehenden Räumen
und Gewerbeflächen am Standort des virtuellen Gründerzcntrums.

Spezialisierte Gründerzentren betreuen und unterstützen neu ge-
gründete innovati ve Unternehmen, beispielsweise indem sie an jene
die Zuwendungen für die Finanzierung der Start- und Anlaufphase
weiterleiten.

Zielgruppe (Beihilfecmpfänger) der Fördermaßnahmcn sind Exis-
tenzgründerinnen und Existenzgründer sowie neu gegründete Un-
lernehmen.

Neu gegründete Unternehmen sind kleine Unternehmen im Sinne
von Anhang I der AGVO, die nicht börsennotiert sind, deren Ein-
tragung ins Handelsregister höchstens fünf Jahre zurückliegt, die
noch keine Gewinne ausgeschüttet haben und die nicht durch einen
Zusammenschluss gegründet wurden. Bei Unternehmen, die nicht
zur Eintragung ins Handclsrcgister verpflichtet sind, darf der Zeit-
punkt, zu dem das Unternehmen seine Wirt.schaftstätigkeit aufge-
nommen hat oder für seine Tätigkeit steuerpflichtig geworden ist,
höchstens fünf Jahre zurückliegen.
Die Start- und Anlaufphase neu gegründeter Unternehmen umfasst
einen Zeitraum von fünf Jahren nach dem Tag der Eintragung ins
Handelsregistcr beziehungsweise der Aufnahme der Wirtschafts-
tätigkeit oder Beginn der Steuer? flichtigkeit der Tätigkeiten.
Unternehmen sind innovativ, wenn diese entweder anhand eines
externen Gutachtens nachweisen können, dass sie in absehbarer

Zukunft Produkte, Dienstleistungen oder Verfahren entwickeln
werden, die neu oder verglichen mit dem Stand der Technik in dem
jeweiligen Wirtschaftszweig wesentlich verbessert sind und die das
Risiko eines technischen oder induslriellcn Misserfolgs in sich tra-
gen, oder wenn deren Forschungs- und Entwicklungskostc'n in
mindestens einem der drei Jahre vor Gewährung der Beihilfe min-
destens 10 Prozent ihrer gesamten Betriebsausgaben ausmachen,
Im Falle cines neu gegründeten Unternehmens ohne abgeschlosse-
nes Geschäftsjahr ist die Feststellung der Forschungs- und Ent-
wicklungsvorhaben im Kahmen des Audils des laufenden Ge-
schäftsjahres von einem externen Rechnungsprüfer zu testieren.

6. 2 Fördcrgcbict

Fördergebict für alle Gründerzentren sind Ober- und Mittelzcntrcn
in Hessen.

Regionale Gründerzentren und virtuelle Gründer/rentrcn werden
vorrangig in den EFRE-Vorranggebieten und in den regionalen
Fördergebieten der GRW gefördert (Teil l Nr. 3. 1 und 3. 2).

(i. 3 Antragsbcrechtigte
Anlragsbercchtigt bei regionalen Gründerzentren nach Teil II Nr.
6. 4. 1 sind kommunalc und sonstige öffentliche Träger regionaler
Grund erzen fron. Juristische Personen, die steuerbegünstigte
Zwecke verfolgen, können mit kommunalen lYägern gleich behan-
delt werden, wenn die Voraussetzungen der §§51 bis 68 der Abga-
benordnung erfüllt sind und dies vom Finanzamt anerkannt ist.

Antragsbcrechtigt bei virtuellen Gründerzenlrcn. nach Teil II Nr.
6. 4. 2 sind juristische Personen, die Träger eines vom Land Hessen
bereits beim Aufbau geförderten und bestehenden virtuellen Grün-
derzentrums sind.

Antragsberechtigt bei spezialisierten Gründcrzentrcn zur Start-up-
Förderung nach Teil II Nr. 6. 4. 3 sind juristische Personen, die als
Träger eines solchen Grund erzentrums vom Land Hessen für die
Umsetzung der Förderung von innovativen Unternehmen s n eugrün-
düngen ausgewählt, worden sind.

6. 4 Zuwendungszwc<:l{

6. 4. 1 Kegionale Grümtcrzcntrcn
Gefördert wird die Errichtung, der Aus- und Umbau sowie die
Erstausstattung von Gebäuden, die als regionale Gründer^enlren
genutzt werden von
a) Existenzgründerinnen und Exislcnzgründern,

b) neu gegründeten Unternehmen,
c) gründungs- und technologicbezogenen Beratungsunternehmen

und -Institutionen,

d) Unternehmen, die zentrale Serviceleistungen und Gemein-
schaftseinrichtungen für die im Zentrum ansässigen neu gc-
gründeten Unternehmen zur Verfügung stellen,

e) Unternehmen, dicfürExistenzgründerinnenundExistcnzgrün-
der sowie für neu gegründete Unternehmen nach Buchstabe b)
als Geschäfte- und Kooperationspartner in Frage kommen.

Die Räumlichkeiten sind den Existenzgründerinnen und Existenz-
gründern und den unter Buchstabe b) genannten Unternehmen im
Vergleich zu den Marktpreisen am Standort des regionalen Grün-
derzentrums kostengünstiger anzubieten. Die Räumlichkeiten und
die zentralen Service- und Gemeinschaftseinrichtungcn des Grün-
derzentrums können den neu gegründeten Unternehmen für bis zu
fünf Jahre bereitgestellt werden. Eine Verlängerung bis zu acht
Jahren ist nur möglich, wenn im GründerzentrumLecrstand besteht
und der Träger die Einhaltung der beihilfercchtlichen Bestimmun-
gen nach Teil II Nr. 6. 8. 1 gewährleistet,.
In der Summe sind mindestens 50 Prozent der Gebäudefläche des
regionalen Gründerzentrums an Existcnzgründcrmnen und Exis-
tenzgründer sowie an Unternehmen nach Teil II Nr, 6.4. l Buchstabe
b) zu vermieten. Zulässig ist darüber hinaus die Vermietung von
bis zu 20 Prozent der P'lächen an Unternehmen und Institutionen

nach Teil II Nr. 6. 4. l Buchstabe c) und d). Eine weitere Teilbelegung
der Zentren mit Unternehmen nach Teil II Nr, 6. 4. 1 Buchstabe e)

ist möglich. Von Unternehmen und Institutionen nach Teil II Nr.
6. 4. 1 Buchstabe c) bis e) sind die marktüblichen Raum- und Miet-
kosten zu verlangen.
Der Standort eines regionalen Gründerzentrums muss unter Be-
rücksichtigung yeines Einxugsbereichs erwarten lassen, dass stetig
geeignete Existenzgründungen zu erwarten sind. An dem vorgese-
henen Standort soll es noch keine vergleichbare Einrichtung geben,
es sei denn, sie ist ausgelastet.
Zuwendungsfähig sind die Investitionsausgaben des Trägers, soweit
sie in unmittelbaren Zusammenhang mit dem Vorhaben stehen und
den Grundsätzen von Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit cntspre-
chen. Hierzu gehören die Bauausgaben und Baunebenausgaben.
Die Ausgaben für den Erwerb vorhandener Gebäude (einschließlich
bctriebsnotwendigem Grund und Boden) und die Ersfcausstattung
der Räume sind ebenfalls zuwcndungsfähig. Im Falle der Förderung
aus Mitteln des EFRE dürfen die Ausgaben für den Erwerb eines
vorhandenen Gebäudes einschließlich betrieb snotwendigera Grund
und Boden 10 Prozent der zuwendungsfähigen Gesamtausgaben
nicht übersteigen. Bei Brachflächen und ehemals industriell ge-
nutzten Flächen mit Gebäuden erhöht sich dieser Grenzwert auf

15 Prozent (Art. 69 Abs. 3 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013).

Reine Ersateinvestitionen, Projektsteuerungskosten, Ausgaben für
Veranstaltungen (zum Beispiel Richtfest, Einweihung u. ä,), Kre-
ditbeschaffungskosten, Ausgleichsabgaben sowie die laufenden
Betriebsausgaben sind nicht zuwcndungsfähig.
Bei der Förderung der Errichtung, des Aus- und Umbaus eines
Gebäudes ist dieses mindestens 15 Jahre als regionales Gründer-
Zentrum zu nutzen. Büi zusätzlicher Förderung der Erstausstattung
cines Gebäudes ist diese mindestens fünf Jahre entsprechend dem
Zuwendungs zweck T,U. nutzen. Die Nutzung des Gebäudes und der
Erstausstattung ist entsprechend dem Zuwendungszweck für die
Dauer der genannten 15 beziehungyweise fünf Jahre zugewährleis-
ten.

Die staatlichen Mittel, die den Trägern iur Verfügung gestellt wer-
den, dürfen ausschließlich den Existenzgründerinnen und Exis-
tenzgründern sowie den neu gegründeten Unternehmen nach Teil
II Nr, 6, 4. l Buchstabe b) einen wirtschaftlichen Vorteil verschaffen.
Dieser Vorteil besteht für die Förderung von regionalen Gründer-
Zentren in der im Vergleich zu den Marktprcisen kostengünstigeren
Nutzung der Räume des Zentrums ergänzt um den anteiligen Wert
der Inanspruchnahme von Gemeinschaftsdienstleistungen.

Der Träger hat sicherzustellen, dass bei einer kostengünstigeren
Leistungsabgabc die unter Teil II Nr. 6. 8. 1 genannten bcihilferecht-
lichen Bestimmungen auf der Ebene der unter Teil II Nr. 6.4. 1 Buch-
stabc b) genannlcn Nutzer des regionalen Gründerxentrums eingc-
halten werden. Ihm obliegt dio Prüfung der Voraussetzungen und
die administrative Umsetzung einschließlich der Ertcilung etwaiger
Bescheinigungen über die Höhe der Beihilfe an die Nutzer.
Um sicherzustellen, dass kein Vorteil auf Ebene der Träger ver-
bleibt, sind folgende Bedingungen einzuhalten:
a) Für die Errichtung, den Aus- oder Umbau des Gründerzentrums

wird eine öffentliche Ausschreibung der Maßnahme entspre-
chend den vergaberechtlichcn Vorschriften durchgeführt.

b) Die Träger sind verpflichtet, die Nutzung des Zentrums für
einen Zeitraum von mindestens 15 Jahren zu gewährleisten.
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Insofern erhalten die Träger während dieses Zeitraums von min-
dcstens 15 Jahren, in dem die Räumlichkeiten des regionalen
Gründerzentrums von Existenzgründcrinnen, Existenzgrün-
dem und neu gegründeten Unternehmen genutzt werden, keinen
Vorteil.

c) Nach Ablauf der Bindungsfrist von 15 Jahren (Uberwachungs-
Zeitraum) verbleiben die Gebäude in der Regel im E igen turn des
Trägers. Um sicherzustellen, dass auf der Ebene der Träger kein
Vorteil verbleibt, muss danach eine Gewinnabschöpfung crfol-
gen. Dies geschieht entweder im Wege der Ertragswertmethode
(zum Beispiel Discounted-Cash-Flow-Methode) oder nach einer
von der Europäischen Kommission anerkannten Methode. Da-
bei werden einschließlich des Gebäuderestwcrtes alle Gewinne

und Verluste berücksichtigt, die dem lYäger innerhalb der Bin-
dungsfrist entHtanden sind.

Die vollständige Weitergabe der Förderung an die Nutzer nach Teil
II Nr. 6. 4. 1 Buchstabe a) und b) ist mit Vorlage des Verwendungs-
nachweises von dem Träger des regionalen Gründerzentrums der
bewilligenden Stelle nachzuweisen. Sofern dies nicht erfolgt ist
oder erfolgen kann (beispielsweise wegcn geringer Auslaslung), ist
die Zuwcndung entsprechend zu reduzieren.
Bei einer Förderung im Rahmen der GRW sind die Bestimmungen
des jeweils geltenden Koordinierungsrahmens einzuhalten.

6. 4. 2 Virtuelle Gründcriccntrcn

Zuwcndungsfähig sind für bis zu drei Jahre die laufenden Betriebs-
ausgaben des virtuellen Gründerzenlrums, soweit diese über die
laufenden BetriebsGinnahmen hinausgehen. Als Betriebsausgaben
gelten Personal- und Sachausgaben in einem direkten sachlichen
Zusammenhang mit dem Betrieb des virtuellen Gründcrxcntrums.
Als Betricbscinnahmen gelten alle Einnahmen, die aus dem Betrieb
des virtuellen Gründerzentrums resultieren.

Ausgaben für Investitionen in die Ausstattung der Räume, die für
zentrale Dienste genutzt werden, wie Besprcchungs" und Bcra"
tungsräume, sind bis zu einer Höhe von 15 Prozent der als zuwen-

dungsfähig anerkannten laufenden Betriebsausgaben zuwendungs-
fähig.
Der Träger des virtuellen Gründerzentrums hat Kicherzustellen,
dass die unter Teil II Nr. 6. 8.2 genannten beihilferechfclichen Bc-
Stimmungen auf der Ebene der Beratenen eingehalten werden, ihm
obliegt dis Prüfung der Voraussetzungen und die adminislraUve
Umsetzung einschließlich der Erteilung etwaiger Bescheinigungen
über die Höhe der Beihilfe an seine Kunden.

Im Rahmen der Antragstellung müssen für die unentgeltlichen zu
erbringenden Dienstleistungen (insbes. Beratung und Unterstüt-
zung bei der Suche von Räumlichkeiten) angemessene fiktive Preise
(zum Beispiel Stundensätze, Tagessätze) angegeben werden. Diese

sollen unter Heranziehung der Preise vergleichbarer Dienstleislun-
gen anderer Einrichtungen oder Organisationen ermittelt werden.
Die Berechnungsmel. hode muss offengelegt werden.
Um sicherzustellen, dass kein Vorteil auf der Ebene des virtuellen

Gründerzentrums verbleibt, sind folgende Bedingungen einzuhal-
ten:

a) Der Frägcr stellt anhand ihm vorgelegter De-minimis-Beschei-
nigungen yicher, dass die geförderten DienstleiKtungen des vir-
tuellen Gründerzentrums nur von Existenzgründerinnen und
-gründern sowie neu gegründeten Unternehmen in Anspruch
genommen werden, die durch die unentgelüichon Dienstleistun-
gen des virtuellen Gründerzentrums im Verbund mit anderwei-
tig erhaltenen De-minimis-Beihilfen den Schwcllenwert für
Dc-minimis-Beihilfen von 200. 000 Euro innerhalb von drei

Steuerjahren nicht überschreiten.
b) Der Träger stellt sicher, dass die geförderten Dienstleistungen

des virtuellen Grund erzentrums nicht von Existenzgründerin-
nen und -gründern sowie Unternehmen aus Wirtschaftszweigen
oder für Tätigkeiten in Anspruch genommen werden, die nach
Art. l der De-minimis-Verordnung vom Anwendungsbereich
der De-minimis-Verordnung ausgeschlossen sind.

c) Er stellt sicher, dass die neu gegründeten Unternehmen, die die
geförderten Dienstleistungen des virtuellen Gründerzentrums
in Anspruch genommen haben, eine De-minimis-Bescheinigung
in Höhe des Werts der in Anspruch genommenen Dienstleistun-
gen erhalten.

Die vollständige Weitergabe der Zuwendung an die Existenzgrün-
derinnen und Existenzgründer sowie die neu gegründeten Unler-
nehmen ist der bewilligenden Stelle mit Vorlage des Verwendungs-
nachweises nachzuweisen. Sofern dies nicht erfolgt ist oder erfolgen
kann (beispielsweise wegen geringer Auslastung), ist die Zuwen-
düng entsprechend zu reduzieren.

6. 4. 3 Spezialisierte Gründcrzentren zur Start-up-Forderung
Das Gründerzentrum leitet Zuwendungcn zur Finanzierung von
Ausgaben der neu gegründeten Unternehmen im Zusammenhang

mit der Unternehmensgründung und für die Entwicklung und Um-
setzung von Produkt- und Dienstleistungsmnovationen an die Un-
ternehmen weiter.

Zuwendungsfähige Ausgaben für die Entwicklung und Umsetzung
von Produkt- und Dienstlcislungsinnovationcn sind insbesondere
Personal- und Sachausgabcn für die technische Weiterentwicklung
von Produkt- beziehungsweise Dienstleistungsideen sowie Ausga-
ben für die Sicherung etwaiger Schutz- und Markenrechte.

Im Zusammenhang mit der Untern e hm ensgrün düng sind insbeson-
dcre die Anmictung von Eäumlichkciten, Pcrsonalausgaben, Sach-
ausgaben, Ausgaben für Marketing, Ausgaben für durch Dritte
erstellte Konzepte und Studien, Investitionen und Betriebsmittel,
Markterschließungskosten sowie Ausgaben für Weiterbildungs-
maßnahmen des angestellten Personals zuwendungsfähig.
Die Gesamtfinanzierung jedes Einzelvorhabens muss sichergestellt
sein,

Der Träger hat sicherzustellen, dass die unter Teil II Nr. 6. 8.3 ge-
nannten beihilferechtlichen Bestimmungen auf der Ebene der Un-
ternehmen eingehalten werden. Ihm obliegt die Prüfung der Vor-
ausselzungcn und die administrative Umsetzung einschließlich der
Erteilung etwaiger Bescheinigungen über die Höhe der Beihilfe an
die Unternehmen.

Die vollständige Weitergabe der Zuwendung an die neu gegründe-
ten Unternehmen isl der bewilligenden Stelle mit Vorlage des Ver-
wendungsnachweises nachzuweisen. Sofern dies nicht erfolgt ist
oder erfolgen kann, ist die Zuwendung entsprechend zu reduzieren,

6.4.4 Gemeinsame Bestimmungen

Bei der Erteilung und Abwicklung von Aufträgen haben die Träger
die einschlägigen vcrgabcrechtlichen Bestimmungen einzuhalten.
Näheres regelt Teil III A. I. Nr. 4.
Eigenleistungen und Sachleistungen können als zuwendungsfähig
anerkannt werden. Näheres regelt Teil III A. II. Nr. 8.
Die Gesamtfinanzierung des Gründerzentrums muss sichergestellt
sein.

B. 5 Art und Umfang, Höhe der Förderung (Zuwendung)
Die Zuwendung wird als Projektförderung im Wege der Anteilfi-
nanzierung als nicht rückxahl barer Zuschuss zu den zuwendungs-
fähigen Ausgaben gewährt.-
Bei einer Zuwendung aus Mitteln der GRW beträgt der Fördersatz
in der Regel bis zu 60 Prozent der zuwendungsfähigen Ausgaben
(maximal 70 Prozent; siehe hier letzter Absatz).

Bei einer Zuwendung aus Landesmitteln beträgt der Fördersatz in
der Regel bis zu 50 Prozent der ruwendungsfähigen Ausgaben (ma-
ximal 60 Prozent; siehe hier letzter Absatz).

Bei einer Zuwendung (auch) aus Mitteln des EFRE beträgt der
EFRE-Fördersatz bis zu 50 der z. uwendungsfähigen Ausgaben.
Beim ausschließlichen Einsatz von Landesmitteln und Mitteln der

GRW für investivc Projekte kommunaler Zuwendungsempfänger
bestimmt sich die Festlegung des Fördersatzes im Einzelfall nach
deren finanzieller Leistungsfähigkeit und deren Stellung im Las-
ten- und Finanzausglcich. Hierdurch kann der nach Art und Um-
fang des Projekts sowie seiner regionalen Bedeutung festgelegte
Fördersatz um bis zu 10 Prozent unter- oder überschritten werden.

6. 6 Verfahren

Anträge sind vor Beginn des Vorhabens bei der WIBank (Teil I Nr. 5)
zu stellen. Dies ist auch über das Onlineportal der WIBank möglich.
GRW-Anträge sind auf amtlichem Formular zu stellen.
Der Träger von nach Teil II Nr. 6. 4. 1 und 6. 4. 2 geförderten Grün-
derzentren hat in einem Konzept die angestrebten Ziele, Angebote
und Maßnahmen sowie die Geschäfts- und Gebührenpolitik des
Gründe rzentrum E, die Abschätzung der Nachfrage, auch unter Zu-
grundclegung der regionalen Wirtschafts- und Bevölkerungsent-
wicklung und unter Berücksichtigung bestehender Gründerzentren
im Einzugsbereich, sowie bei Baumaßnahmcn eine mehrjährige
Wirtschaftlichkeitsberechnung darzulegen. Zum Nachweis der im
Vergleich zum Marktpreis kostengünstigeren Vermietung der
Räume des regionalen Gründerzcntrums nach Teil II Nr. 6.4. l sind
regelmäßig ergänzend zur Darlegung der Mieteinnahmen von den
Trägern örtliche oder regionale Vergleichsdaten zu den aktuell gel-
tenden Marktpreisen vorzulegen (zum Beispiel durch Vorlage ent-
sprechender Preisspiegel, Berichte der zuständigen Kammern u. ä. ).
Bei spezialisierten Gründerzcntren zur Start-up-Förderung nach
Teil U Nr. 6. 4. 3 muss die Zustimmung der bewilligenden Stelle zur
Förderung des neu gegründeten Unternehmens vorliegen. Grund-
läge der Zustimmung der bewilligenden Stelle ist eine Bewertung
des Business-Planes des neu gegründeten Unternehmens und der
Gesamtfinanzierimg des Vorhabens. Die neu gegründeten Unter-
nehmen müssen gegenüber dem Grünclerzentrum Zwischen- und
Verwendungsnachweise erbringen. Diese sind den Verwendungs-
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nachweisen des Gründerzcnlrums gegenüber der bewilligenden
Stelle beizufügen.

6. 7 Weitere Bestimmungen

Der Träger ist in vollem Umfang für die richtlinicnkonforme Ab-
wicklung des Vorhabens verantwortlich und haftet dementspre-
chend für den Fall einer etwaigen Rückforderung.
Der Träger hat der bewilligenden Stelle von Beginn der Zuwen-
dungsbewilligung an bis zum Ende des Uberwachungszeitraums
(Vorhaben nach Teil II Nr. ß.4. 1) oder D u rchführungs Zeitraums
(Vorhaben nach Teil II Nr. 6. 4. 2 und 6. 4..J) jährlich bis zum Ende
des I. Quartals über den Projektstand des vorhergehenden Jahres
zu berichten. Träger eines regionalen Gründerzentrums haben ins-
besondere Angaben über die vermietete, virtuelle Gründerzcntrcn

Angaben über die vermittelte Fläche vorzulegen, beide die Zahl
und Art der nutzenden beziehungsweise beratenen Unternehmen
sowie die Zahl der Arbeitsplätze.
Er hat weiterhin die Einhaltung der beihilferechtlichen Bcstim-
mungen nach Teil II Nr. 6. 4. 1, 6. 4. 2 und QA. '3 und die vollständige
Weitergabe des wirtschaftlichen Vorteils an die Nutzer des regio-
nalen oder virtuellen Gründerzentrums sowie die von eincna spe-
zialisicrlen Gründerzcntrum zur Start-up-Förderung betreuten
Unternehmen zu bestätigen und hierüber detaillierte, prüffähige
Unterlagen vorzulegen.
Für, die einz-elbetriebliche Förderung der in das Gründerzentrum
aufgenommenen Unternehmen wird auf Teil II Nr. l, auf die Richt-
linie des Landes Hessen zur Gründungs- und Mittelstandsförderung
sowie auf die Darlchensprogramme der Wirtschafts- und Infra-
strukturbank Hessen und der Krcditanstalt für Wicdcraufbau ver-
wiesen.

6. 8 Bcihilferechtliche Einordnung

6.8, 1 Bciliilfercchtliche Einordnung der Forderung regionaler
Gründe rzentren

Auf Ebene der Träger liegt keine Beihilfe vor. Die im Vergleich zum
Marktpreis kostengünstigere Leisfcungsabgabe stellt für die neu
gegründeten Unternehmen nach Teil II Nr. 6. 4. 1. Buchstabe b) eine
staatliche Beihilfe im Sinne von ArL. l 107 Abs. l AEUV dar. Sie ist

mit dem Gemeinsamen Markt, vereinbar, wenn die Obergrenzen für
Beihilfen an Unternehmen nach Art. 22 Abs. 3 Buchstabe c) AGVO
eingehaltcn werden oder die Förderung nach Maßgabe und unter
Einhaltung der Bestimmungen der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013
(De-minimis-Verordnung) erfolgt (Teil III A, I. Nr, 8. 1. und 8. 2),

6. 8. 2 Beihilferechtlichc Einordnung der Förderung virtueller Griin-
dcrzentren

Die Förderung erfolgt nach Maßgabe und unter Einhaltung der
Bestimmungen der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 (De-minimis-
Verordnung; Teil III A. I. Nr. 8. 2).

6. 8. 3 Beihilferechtlichc Einordnung der Forderung spezialisierter
Gründcrzcntrcn zur Start-up-Förderung

Die Weitergabe der Förderung an die neu gegründeten Unterneh-
men erfolgt durch das Gründerzentrum und stellt für die Unter-
nehmen eine staatliche Beihilfe im Sinne von Art. 107 Abs. l AEUV
dar. Sie ist mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar, wenn die Ober-

grenzen für Beihilfen an Unternehmen nach Art. 22 Abs. 3 Buch-
stabe c) AGVO eingchaHen werden oder die Förderung nach Maß-
gäbe und unter Einhaltung der Bestimmungen der Verordnung (EU)
Nr. 1407/2013 (De-m minus-Verordnung) erfolgt (Teil III A. I. Nr.
8. 1 und Ei. 2).

7. Tourismus

7. 1 Gegenstand der Förderung

Tourismusförderung ist Teil der Wirtschaftsförderung. Zur Siche-
rung und Weiterentwicklung des Tourismusstandorts Hessen, zur
Auslösung positiver Arbeitsmarkt- und Einkommenseffekte sowie
zur Stärkung strukturschwacher Regionen in Hessen, unterstützt
das Land Hessen auf Grundlage der Tourismusstrategie der Hessi-
sehen Landesregierung (TourismuspoUtischer Handlungsrahmen)
und auf Grundlage regionaler Tourismuskonzcpl. e innovativc, qua-
litativ hochwertige marktgerechte Tourismus- und Freizeitangc*-
böte von besonderer regionaler Wirksamkeit.
Die Förderung soll zur Schaffung neuer sowie zur Erhaltung be-
stehender Arbeitsplätze, Bcschäftigungsmöglichkeiten und Ein-
kommen in KMU im Wirtschaftsbereich Tourismus, aber auch in

anderen Wirtschaltszweigen beitragen.
Um diese Ziele zu erreichen werden touristischc Dienstleistungen
landeswcit oder auf Ebene von Destinationcn opfrierender touris-
tischer Organisationen sowie Investitionen in die öffentliche tou-
ristische Infrastruktur gefördert.
Touristische Destinationen sind geografische Räuinc, in denen alle
für den Aufenthalt von Reisenden relevanten Elemente vorhanden
sind.

Für eine Förderung müssen Vorhaben einen Beitrag zum Wachstum
des regionalen Tourismus erwarten lassen.
Aus dem EFRE werden nur Vorhaben mit bis zu 5 Mio, Euro an

vorgesehenen Gesamtausgaben zum Zeitpunkt der Bewilligung
unterstützt, bis zu 10 Mio. Euro bei UNESCO-Weltkulturerbe. Von

der Förderung ausgeschlossen sind Vorhaben, die diese Grenzen
infolge einer Aufteilung in Teilprojekte unterschreiten.
Für eine Förderung müssen Vorhaben nach Teil II Nr, 7. 1. 2 grund-
säfczlich eine besondere Bedeutung für die Leistungsfähigkeit und
die wirtschaftliche Entwicklung von KMU haben. Sie müssen pri-
mär touristisch ausgerichtet sein.
Besonders förderwürdig sind dabei innovativc Vorhaben und Vor-
haben, deren Durchfühhmg einen starken Wachstumsimpuls von
besonderer regionaler Bedeutung erwarten lässt.
Der Zugang zu den öffentlichen touristischcn Infrastrukturen im
Sinne von Teil II Nr. 7. 1. 2 muss für alle interessierten Nutzerinnen

und Nutzer zu offenen, transparenten und diskrimmierungyfraien
Bedingungen gewährleistet sein.

Bei den unter Teil II Nr. 7. 1. 2. 2 genannten kulturellen Einrichtun-
gen müssen jährlich mindestens 80 Prozent der verfügbaren Nut-
zungszeiten oder Räumlichkeiten für kulturelle Zwecke genutzt
werden.

Nicht gefördert werden:
Vorhaben, die überwiegend einem anderen Zweck als dem Tou-
rismus dienen, zum Beispiel dem Sport, der Kultur, der Wasser-
Wirtschaft, dem Natur- und Landschaftsschutz, der Dorfent-

wicklung oder der Denkmalpflege,
so/cialc und gemeinnützige Einrichtungen,

üblicherweise gewerblich betriebene Einrichtungen, zum Bei-
spiel Gastronomie- und Beherbergungsbetriebe.

7. 1. 1 Touristischc Dienstleistungen

Gefördert werden insbesondere folgende M.aßnahmen:
a) Erarbcitung von Touriyinuiikon/xpten auf Ebene der touristi-

sehen Destinationen,

b) touristische Marketingmaßnahmen mit neuartigem und akti-
viercndem Charakter (keine Daueraufgaben) für touristische
Destinationen in Hessen,

c) touristische Marketingmaßnahmen der landeswcit tätigen tou-
ristischen Marketingorganisationen,

d) landesweite und regionale Beratungsmaßnahmen zur Sicherung
und Verbesserung der Qualität im Tourismus.

7, 1. 2 Öffentliche touristische Infrastruktur

Gefördert werden können die Errichtung, der Aus-und Umbau und
die Erhöhung der Attraktivität der öffentlichen tourisUschcn In-
frastruktur. Öffentliche touristische Infrastruktur ist die Ausstat-

lung von öffentlichen Tourismuseinrichtungen sowie geografischer
Räume mit öffentlich nutzbaren materiellen Einrichtungen und
Anlagen, dicTourismusrclevanz haben.
Die Förderung konzentriert sich auf:

Investitionen in touristische Einrichtungen, die dem Erleben
von Natur und Kultur dienen,

qualiiätsverbessernde Investitionen in Einrichtungen des Ge-
sundheitstourismus, vorrangig in den prädikatisierten Kurorten,
Neu- und Umbaumaßnahmen, die der Barrierefreiheit von Tou-

rismuseinrichtungen dienen unter der Voraussetzung der Teil-
nähme am bundesweiten Kennzeichnungssystem "Reisen für
Alle".

Gefördert werden sowohl solche Vorhaben, die keine Einnahmen
schaffen, als auch Vorhaben, die Einnahmen erwirtschaften.

7. 1. 2. 1 Keine Einnahmen erwirtschaftende Vorhaben zur Förderung
der öffentlichen touristischen Infrastruktur

Gefördert werden können folgende M. aßnahmen:
a) Beschilderung, Markierung und Möblierung prädlkatisierter

Wandcrwcge sowie die Errichtung, der Ausbau oder die Verbes-
serung baulicher Anlagen der Wanderwege, wie zum Beispiel
Stege, Geländer und 1'reppcn sowie kleine wegebauliche Maß-
nahmen zum Schließen von Wegeslücken,

b) Errichtung, Ausbau oder Verbesserung von baulichen Anlagen
der Bcglcitinfra Struktur, wie zum Beispiel Beschildcrung, Mar-
kierung und Möblierung an Radfernwegen und Reitwanderwe-
gen sowie von Rastplätzen an Radfcrn- oder Reitwanderwegen,

c) Bau, Erweiterung und funktionale Verbesserung von Lehr-, Er-
lcbnis- und Naturpfaden einschließlich deren Bcschilderung,
Möblierung und vergleichbare Maßnahmen,

d) Bau, Erweiterung und funktionale Verbesserung von Häusern
des Gastes sowie touristisch genutzten Informationszcntren, für
deren Nutzung kein Entgelt zu entrichten ist,
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e) Errichtung, Erweiterung und funktionale Verbesserung der öf-
fentlichen tounstischen Infrastruktur in prädikalisiei-ten Kur-
orten (Artbczeichnungen: Heilbad, Kneippheilbad, Kneipp-
Kurort, Heilklimatischer Kurort, Luftkurort, Ort mit Heilquel-
len-Kurbetricb), denen nach der Verordnung über die Ancrken-
nung als Kur-, Erholungs- oder Tourismusorl in der jeweils
geltenden Fassung das entsprechende Prädikat verliehen wurde
(insbesondere Kurparke),

f) Bau, Erweiterung und funktionale Verbesserung von unentgelt-
lich nutzbaren Bootsanlegestellen, Wasserwanderrastplätecn
und Schwimmsteganlagen.

7. 1. 2. 2 Einiialmien erwirtschaftenric Vürhabcn zur Forderung der
öffentlichen tourislischen Infrastruktiir

Gefördert werden können die Errichtung, der Aus- und Umbau und
die funktionale Verbesserung folgender Maßnahmen:
a) Zum bestehenden Angebot ergänzende öffentliche touristische

Infrastruktur von ausschließlich regionaler Bedeutung, zum
Beispiel cntgelthch nutzbare Wasserwsnderrastplätze und
Schlcchtwetlcrfrcixeitangebote, wie etwa Lehrküchcn, Spid-
Scheunen und Baumhäuser.

b) Frcizcitcinrichtungen mit multifunktionalem Charakter, die
insbesondere Kultur- und FreizeitdicnsUcistungen anbieten,
sofern die Voraussetzungen des Art. 55 AGVO erfüllt werden.
In diesem Sinne multifunktionale Freizeitinfrastruktureinrich-

tungen können neben Bädereinrichtungen, Kurhäusern, Sole-
und Heilwassereinrichtungen, Thermalbädern in prädikatisier-
tcn Kurortcn auch andere multifunktional genutzte Basiscin"

richtungcn der öffentlichen tourisUschGn Infrastruktur sein,
zum Beispiel erlebnisoricntierte Besuchereinrichtungen, Ein-
richUmgen zum Aktivurlaub und zur Gästebetreuung, Einrich-
tungen für die Durchführung überregionalcr Großveranstaltun-
gen. Maßgeblich ist der inullifunktionale Charakter der Ein-
richtungen.

c) Primär touristisch ausgerichtete, kulturelle Einrichtungen so-
wie öffentliche touristische Infrastruktur, die zur Erhaltung des
touristisch relevanten kulturellen Erbes beiträgt, indem sie der
Öffentlichkeit, das Kulturerbe besser zugänglich macht, sofern
die Voraussetzungen des Art. 53 AGVO erfüllt werden.
Primär touristisch ausgerichtete, kulturelle Einrichtungen sind
kulturelle Einrichtungen im Sinne von Art. 53 Abs. 2 Buchstabe
a) AGVO, die kon/ccptionell auf die Nutzung durch Touristen
abzielen, z. B. Edulainmenteinric'htungen, crlebnisorientierte
Museen und vergleichbare Kulturstätten,
Als touristisch relevantes Kulturerbe gelten alle Formen des
beweglichen oder unbeweglichen kulturellen Erbes sowie ar-
chäologische Stätten, historische Statten und Gebäude sowie
das Naturerbe, das mit Kulturerbe zusammenhängL.

d) Lokale Freizeitinfrastruktur, die auf lokaler Ebene einen Bei-
trag zur Verbesserung der Rahmenbedingungen für Unterneh-
men und Verbraucher leistet, sofern die Voraussetzungen des
Art. 56 AGVO erfüllt werden.

e) Sonstige Öffentliche, touristische Infrastruktur, die die Freistcl-
lungsvoraussetxungen der AGVO nicht erfüllt, soCc't'n zuvor die
Notifizierung und Genehmigung der Beihilfe erfolgt ist.

7. 2 Fördcrgcbict
Vorhaben der öffentlichen touriytischcn Infrastruktur werden vor-

rangig in den Fördergcbietcn GRW und in den EFRE-Vorrangge-
bieten (Teil I Nr. 3. 1 und 3. 2) unterstützt.

7. 3 Antragsbereclitigtc

Antragsbercchtigt sind Gemeinden, Gemeindcverbände, Zweck-
verbände, Landkreise und andere öffentliche Träger.

Öffentliche l'räger, die als juristische Personen im Allgemeimnter-
esse liegende Aufgaben nicht gewerblicher Art wahrnehmen und
der Kontrolle von Gebietskörperschafl-ün oder anderer Körper-
schaften des öffentlichen Rechts unterliegen, sind bei einer Förcle-
rung aus MiUcln des EFRE antragsberechtigt.
Im Falle einer Förderung ausschließlich aus GRW- oder Landesmit-
teln können auch juristische Personen, die stcuerbegünstigte Zwecke
verfolgen, mit kommunalen Trägern gleich behandelt werden, wenn
die VorauHsetzungen der §§ 51 bis 68 der Abgabenordnung erfüllt
sind, und dies vom Finanzamt anerkannt ist. Ergänzend können hier
Träger auch natürliche und juristische Personen sein, die nicht auf
Gewinnerzielung ausgerichtet sind. Sofern beim lYager andere Pri-
vate beteiligt sind, muss der Gcsellschaftsanteil der kommunalen
beziehungsweise sleucrbegünst igten Beteiligten überwiegen. In die-
sem Fall ist eine Besicherung eventueller Haftungs- und Rückfor-
dcrungsansprüchc in geeigneter Form vorzusehen.

7. 4 Zuwendungs zweck

Zuwendungsfähig sind folgende Ausgaben der Antragsbercchtigten:

7. 4. 1 Touristische Dienstleistungen
Zuwendungsfähig sind bei Vorhaben nach Teil II Nr, 7. 1. 1:
a) Ausgaben für eigenes und fremdes Personal, das das Tourismus-

konzept erarbeitet, an touristischen Marketinginaßnahmen mit-
arbeitet oder Beratungen durchführt,

b) Ausgaben für das mit der Verwaltung des Vorhabens beschäf-
tigte Personal,

c) direkte Sachausgaben, z. B. Bürokosten, Büromaterial, Onlinc-
und Prin t- Veröffentlichungen, Fahrtkosten nach dem Hessi-
sehen Beisekostengesetz, in der jeweils gültigen Fassung,

d) Ausgaben für Gemeinkpsten,
Ausgaben für Gemeinkosten werden pauschal anerkannt in Höhe
von 15 Prozent der zuwendungsfahigen direkten Ausgaben für Per-
sonal.

7. 4. 2 Investitionen in öffentliche touristische Infrastruktur

Zuwendungsfähig sind bei Vorhaben nach Teil II Nr. 7. 1, 2 folgende
Ausgaben der Antragsberechtigten für Investitionen in materielle
und immalerielle Vermögensgüter:
a) den Kostengruppen (KG) der DIN 276-1 Hochbau entspre-

chcnde Ausgaben, sofern diese nicht nachfolgend von der För-
derung ausgeschlossen sind sowie damit in Verbindung stehende
direkte Sachausgaben, ,

b) Eigenleistungcn und Sachleistungen, sofern die in Teil III A. II.
Nr. 8 genannten Voraussetzungen erfüllt sind,

c) Ausgaben für Planungs- und Beratungsleistungen Dritter für
die Vorbereitung und Durchführung der geförderten Vorhaben.

Nicht zuwendungsfähig sind den folgenden KG der DIN 27ä ent-
sprechenden Ausgaben und Kosten:
a) Ausgaben iin Zusammenhang mit dem Erwerb von Grundstü-

ckcn und Gebäuden einschließlich Genchtskostcn, Grund-
dienstbarkeiten, Entschädigungen, Maklergebühren und sons-
tige Gebühren sowie Vermessungskosten (KG 100),

b) Ausgaben für nichtöüenUiche Erschließung (KG 230),
c) Ausgaben für Bauhcrrcnaufgaben (KG 710),
d) Finanzierungskosten (KG 760).
Des Weiteren sind Ausgaben für Instandhaltung und Instandset-
zung, Pflege und Unterhaltung öffentlicher Tounsmuseinrichtun-
gen sowie Ersatzinvcsütionen nicht zuwendungsfähig.
Nicht zuwendungs fähig sind ferner mit dem Betrieb der öffentli-
chen touristischen Infrastruktur in Zusammenhang stehende Aus-
gaben und Kosten.
Bei untrennbar mit der öffentlichen touristischen Infrastruktur
verbundenen Einrichtungen, die üblicherweise gewerblich betrie-
ben werden (z. B. Gastronomie und Beherbergung), wird deren
Anteil von den Ausgaben für die Gesamtmaßnahme abgezogen. Die
Höhe bestimmt sich nach dem Anteil der Fläche der üblicherweise
gewerblich betriebenen Einrichtung an der Gesamtfläche der öf-
fentlichen touristischen Infrastruktur.

7. 5 Art und Umfang, Höhe der Förderung (Zuwendung)

7. 5, 1 Touristische Dieiistleistiingcn

Die Zuwendung wird als Projektförderung im Wege der Anteilfi-
nanzierung als nicht rückzahlbarer Zuschuss zu den zuwcndungs-
fähigen Ausgaben gewährt.
Die Förderung kann aus Mitteln des Landes Hessen erfolgen. Tou-
ristische Marketingmaßnahmen mit neuartigem und aktivierendem
Charakter für touristische DeHtinationen in Hessen nach Teil II Nr.
7. 1. 1 Buchstabe b) und tourisUsche Marketingmaßnahmen der lan-
desweit tätigen touristischen M.arkcüngorganisationen nach Teil II
Nr. 7. 1. 1 Buchstabe c) können darüber hinaus auch aus Mitteln des
EFRE gefördert werden.

Die Zuwendung beträgt bis zu 50 Prozent der zuwendungsfähigcn
Ausgaben.

7. 5. 2 Öffentliche touristischc Infrastruktur

Die Zuwendung wird als Projektförderung im Wege der Anteilfi-
nanzierung als nicht rückzahlbarer Zuschuss zu den zuwendungs-
fähigen Ausgaben gewahrt.
Eine Förderung kann aus Mitteln des Landes Hessen, der GRW oder
des EFRE erfolgen.
Bei einer Zuwendung aus Mitteln der GRW beträgt der Fördersat^
in der Regel bis zu 60 Prozent der xuwendungsfähigcn Ausgaben
(maximal 70 Prozent; siehe hier letzter Absatz).
Bei einer Zuwendung aus Landcsmitteln beträgt der Fördersata in
der Hegel bis zu 50 Prozent der zuwendungsfähigen Ausgaben (ma-
ximal 60 Pro/'ent; siehe hier letzter Absatz).

Bei einer Zuwendung (auch) aus Mitteln des EFRE beträgt der
EFRE-Fördersatz bis zu 50 Prozent der zu wendungs fähigen Aus-
gaben.
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Die Höhe der Zuwenclung für multifunktionale Freizeitinfrastruk-
, tur nach Teil II Nr. 7. 1. 2, 2 Buchstabe b), für primär touristisch
ausgerichtete kulturelle Einrichtungen und Infrastruktur zur Er-
Haltung des kulturellen Erbes nach Teil II Nr. 7. 1. 2. 2 Buchstabe c)
und für lokale Freizeitinfraslruktur nach Teil II Nr. 7. 1.2.2 Buch-
Stabe d), darf die Differenz von zuwenclungsfähigen Aiisgaben und
dem Betriebsgcwinn der Investition nicht überschreiten. Der Be-
tricbsgewinn wird vorab, auf der Grundlage realistischer Voraus-
berechnungen oder über einen Rückforderungsmechanismus, von
den zuwendungsfähigen Ausgaben abgezogen.
Bei der Förderung multifunktionaler Freizeitinfrastruktur nach
Teil II Nr. 7. 1. 2. 2 Buchstabe b) und von primär touristisch ausge-
richteten kulturellen Einrichtungen und Infrastrukturen zur Er-
hal Lang des kulturellen Erbes nach Teil II Nr. 7, 1. 2. 2 Buchstabe c)
ist die Differenz zwischen zuwendungsfähigcn Ausgaben und dem
Betriebsgewinn der Investition nicht zu ermitteln, sofern die Zu-
wendung l Mio. Euro nicht überschreitet und maximal 80 Prozent
der xuwendungsfähigen Ausgaben beträgt.
Bei Vorhaben nach Teil II Nr. 7. 1. 2 werden Nettoeinnahmen bei

Festsetzung der zuwendungsfähigen Ausgaben nach Art. 61 oder
S5 Abs. 8 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 berücksichtigt.
Als Nettoeinnahmen schaffende Vorhaben gelten Vorhaben, die
entweder während ihrer Durchführung und/oder nach ihrem Ab-
schlussNettoeinnahmenenvirtschaften. ,, Nettoeinnahmcn" bedeu-

tet Zuflüsse von Geldbeträgen, die unmittelbar von den Nutzern
für die im Rahmen des Vorhabens bereitgestellten Waren und
Dienstleistungen gezahlt werden abzüglich der im entsprechenden
Zeitraum angefallenen Betriebsausgaben und Wicderbeschaffungs-
kosten für kurzlebige Anlagcgütcr. Gcldbeträge im Sinne des vor-
ausgehenden Satzes sind beispielsweise Zahlungen für Dienstleis-
tungen oder Gebühren, die Nutzer für die Benutzung der Infra-
Struktur oder der Einrichtung, den Verkauf, die Vcrpachtung oder
die Vermietung von Grundstücken und Gebäuden entrichten.
Im Rahmen des Vorhabens geschaffene Einsparungen bei den Be-
triebsausgabcn werden als Nettoeuinahinen behandelt, es sei denn,
sie werden durch eine entsprechende Kürzung der Bctricbsbcihilfcn
ausgeglichen.
Beim ausschließlichen Einsatz von Landesmittoln oder Mitteln der
GRW für investive Projekte kommunaler Zuwendungseinpfänger
bestimmt sich die Festlegung dey Fördersatzes im Einzelfall nach
deren finanzieller Leistungsfähigkeit und deren Stellung im La-
sten- und Finanzausglcich. Hierdurch kann der nach Art und Um-
fang des Projekts sowie* seiner regionalen Bedeutung festgelegte
Fördersatz um bis zu 10 Prozent unter- oder überschritten werden.

7. 6 Verfahren
Anträge sind vor Beginn des Vorhabens bei der WIBank (Teil I Nr. 5)
zu stellen. Dies ist auch über das Onlineportal der WIBank möglich.
GRW-Anträge sind auf amtlichem Formular zu stellen.
Die bewilligende Stelle holt bei Vorhaben zur Förderung der öf-
fentlichen tourisüschcn. Infrastruktur die Stellungnahme des je-
weils zuständigen Regierungspräsidiums und gegebenenfalls des
Landrats ein.

In den Antragsunterlagcn sind die positiven Effekte des Vorhabens
auf die Wetlbcwcrbsfahigkeit der KMU im Wirkungskreis des un-
terstützten Vorhabens darzulegen.
Weiterhin hat. aus den Antragsunterlagen hervorzugehen, ob und
wie sich das Projekt in ein vorhandenes Tourismuskonzept für tou-
rislischc Destinationen und in ein regionales Entwicklungskonzept,
sofern vorhanden, einfügt. Die Stellungnahme des Dcslinations-
managements ist beizufügen.

7. 7 Weitere Bestimmungen
Das zu bebauende Gelände sowie die zu fördernde Infrastruktur-

einrichtung müssen sich zum Zeitpunkt der Zuwendungsentschei-
düng im Eigentum des Trägers befinden, der Träger muss über das
Gelände auf der Grundlage einer verträglichen Absicherung mit
der Eigentümerin oder dem Eigentümer Einwirkungsrechte auf die
Umgestaltung und spätere Nutzung besitzen.
Der Träger kann die Ausführung, den Betrieb und die Vermarktung
des Infrastrukturprojekts sowie das Eigentum daran an natürliche
oder juristische Personen, die auf Gewmnerzielung ausgerichtet
sind, übertragen, wenn folgende Voraussetzungen erfüllt sind;

Die Förderzicle dieser Richtlinie und die Bestimmungen des
Zuwendungsbescheids für den Träger werden eingchaltcn.
Bei der Auswahl des Betreibers sind die vergäbe- und beihilfe-
rechtlichsn Vorschriften gewahrt.
Die Interessen des Trägers werden gewahrt, indem dieser aus-
reichenden Einfluss auf die Ausgestaltung des Projekts behält,
etwa durch eine geeignete verträgliche Regelung, zum Beispiel
Geschäftsbesorgungs-, Treuhand-, Erschließungsvertrag.
Die wirtschaftliche Aktivität des Betreibers hat sich auf den

Betrieb beziehungsweise die Vermarktung der Infraslruktur-

einrichtung zu beschränken. Er darf die Infrastruktureinrich-
lung nicht eigenwirtschaftlich nutzen.

Bei einer Förderung aus Mitteln des EFRE ist die Übertragung des
Eigentums an der öffentlichen touristischen Infrastruktur nur an
antragsberechügte Träger nach Teil II Nr. 7. 3 Abs. l und 2 möglich.
Betreiber und Nutzer sowie lYäger und Nutzer dürfen weder rccht-
lich, wirtschaftlich noch personell verflochten sein.
Sollten Träger, Betreiber und Eigentümer der Infrastrukturmaß-
nähme auseinanderfallcn, ist eine Regelung zur Wertabschöpfung
zu verankern, die sicherstellt, dass etwaige Gewinne oder Vorteile
beim Träger und/oder Betreiber und/oder Eigentümer der Infra-
Struktur abgeschöpft werden und nach Abzug der Aufwendungen
nach Ablauf der Zweckbindungsfrist an den Zuwendungsgeber
abgeführt werden.
Der Träger einer Infrastrukturmaßnahme ist in vollem Umfang für
die richtlinienkonforme Abwicklung des Vorhabens verantwortlich
und haftet dementsprechend dem Zuwendungsgeber für den Fall
einer etwaigen Rückforderung.

7. 8 Bcihilfcrechtliche Einordnung

Soweit es sich um Zuwendungen für Dienstleistungen nach Teil II
Nr. 7, 1. 1 oder für nicht Einnahmen erwirtschaftende und nicht mit

anderen wirtschaftlichen Tätigkeiten verbundene Vorhaben nach
Teil II Nr. 7. 1. 2. 1 handelt, fallen diese nicht unter Art. 107 ff. des

AEUV, sind also keine Beihilfen. Das gleiche gilt für Zuwendungen
zu Einnahmen erwirtschaftende Maßnahmen nach Teil II Nr. 7. 1. 2.2

Buchstabe a), soweit diese den innergemeinschafUichen Handel
nicht beeinträchtigen, da sie ausschließlich eine regionale Bedeu-
tung haben.

Zuwendungen für multifunktionale Freizeiteinrichtungen nach ri1sil
II Nr. 7. 1. 2.2 Buchstabe b) sind nach Art. 55 Abs. 7 Buchstabe a)
AGVO Investitionsbeihilfen für multifunktionale Freizeitinfra-

Strukturen. Sie dürfen nur gewährt werden, wenn die allgemeinen
Freistellungsvoraussetzungen nach Art. l bis 12 AGVO sowie die
in Art. 55 AGVO genannten spezifischen Freistellungsvorausset-
zungen erfüllt sind (Teil III A. I. Nr. 8. 1).
Zuwendungen für primär touristisch ausgerichtete kulturelle Ein-
richlungcn nach Teil II Nr. 7. 1. 2. 2 Buchstabe c) sind nach Art. 53
Abs. 3 Buchstabe a) AGVO Investitionsbeihilfen für den Bau oder

die Modernisierung von Kulturinfrastruktur. Sie dürfen nur ge-
währt werden, wenn die allgemeinen FreisteUungsvoraussctzungcn
nach Art. l bis 12 AGVO sowie die in Art. 53 AGVO genannten
spezifischen Freistellungs Voraussetzungen erfüllt sind (Teil III A,
I. Nr. 8. l).
Zuwcndungen für lokale Frei^eitinfrastruktur nach Teil II Nr,
7. 1. 2. 2 Buchstabe d) sind nach Art. 56 Abs. l AGVO Investitions-
bsihilfen für den Bau oder die Modernisierung lokaler Infrastruk-
tur. Sie dürfen nur gewährt werden, wenn die allgemeinen Freistel-
lungsvoraussetzungen nach Art. l bis 12 AGVO sowie die in Art.
56 AGVO genannten spezifischen Frcistellungsvoraussetxungen
erfüllt sind (Teil III A. I. Nr. 8. 1).
Sofern die Anmeldcschwellcn nach Art. 4 Abs. l Buchstabe bb)
AGVO beziehungsweise Art. 4 Abs. l Buchstabe cc) AGVO bezie-
hungsweisc Art. 4 Abs. l Buchstabe z) AGVO überschritten werden,
erfolgt eine Einxclanmeldung der Zuwendung bei der Europäischen
Kommission. Das Gleiche gilt für sonstige Zuwendungen zur Er-
richtung und Erweiterung öffentlicher Einrichtungen des Touris-
mus (Teil III A. I. Nr. 8. 3).

Teil III Allgemeine und programmspczifische Förderbestinimungen

A. Allgemeine Förderbestimmungen

Es gelten die folgenden Ford erb estimmungen, sofern nicht in Teil II
besondere Regelungen getroffen sind.

I. Rechtliche Grundlagen

l. EinRechtsanspruch auf die Gewährung einer Zuwendung nach
dieser Richtlinie besteht nicht. Die bewilligende Stelle cntschei-
det aufgrund ihres pßichtgemäßen Ermessens im Rahmen der
verfügbaren HaushaltsmittcL

Die Finanzierungshilfen sind stets zusätzliche Hilfen. Sie sind
ers\. dann vorzusehen, wenn andere öffentliche und private Fi-
nanzierungsmöglichkeiten in angemessenem und zumutbarem
Maße genutzt worden sind. Die Gesaratfinanzierung des Vorha-
benü muss sichergestellt werden. Die Finanzierungshilfcn wer-
den nur für einen begrenzten Zeitraum gewährt; die dauernde
Unterstützung ist ausgeschlossen,

2. Die Förderung von Vorhaben erfolgt auf der Grundlage des
Hessischen Mittelstandsförderungsgesetzes in der jeweils gül-
tigen Fassung sowie nach Maßgabe dieser Eichtlinie.

3. Für die Bewilligung, die Auszahlung der Zuwendung, den Nach-
weis der Verwendung, die Prüfung des Verwendungsnachweises,
iegebenenfalls die Rücknahme oder den Widerruf des Zuwcn-
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dungsbcscheidcs, die ErstaUung der gewährten Zuwendung und
die Verzinsung gelten die §§ 48 bis 49a des Hessischen Verwal-
tungsverfahrensgesetzes (HVwVfG), der § 44 der Hessischen
Landeshaushaltsordnung (LHO) und die hierzu erlassenen Vor-
läufigen Verwaltungsvorschriften (W), die Bestimmungen des
Hessischen Verwaltungskostengesetaes (HVwKostG), des Fi-
nanzausgleichsgesetzes (FAG) sowie der Europäischen Union
in der jeweils gültigen Fassung, soweit nicht in dieser Förder-
richtlinie Abweichungen zugelassen sind.

Hierbei sind in ihrer jeweils gültigen Fassung insbesondere zu
beachten:

Allgemeine Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur Pro-
jektfördcrung (ANBcsL-P), Anlage 2 zur W Nr. 5. 1 zu § 44
LHO,
Allgemeine Ncbenbcstimmungen für Zuwcndungen zur Pro-
jektförderung an Gebictskörperschai'tcn und Zusammcn-
Schlüsse von Gebietskörperschaften (ANBest-Gk), Anlage 3
zur VV Nr. 5, 1 zu § 44 LHO,
die Baufachlichen Ergänzungsbestimmungen zu den VV zu
§§ 44, 44a BHO (RzBau), Anhang l zur W Nr. 6. 2 zu § 44
LHO,
der Gemeinsame Runderlass betreffend Öffentliches Auf-

tragswesen,

Die ANBesl-P, ANBest-Gk sowie ggfs. die RxBau sind ^um Be-
standteil des Zuwendungsbescheides zu erklären.

4. Abweichend Nr. 3. 1 der ANBest-P sind;

bei der Vergabe von Aufträgen für Bauleistungen der Ab-
schnitt l des Teils A der Vergabe- und Vcrtragsordnung für
Bauleistungen (VOB/A),

bei der Vergabe von Aufträgen für Lieferungen und Dienst-
lcistungcn der Abschnitt l des Teils A der Vergabe- und
Vertragsordnung für Leistungen (VOL/A) und
Teil I des Gemeinsamen Runderlasses zum Öffentlichen Auf-

tragswesen (Vergabccrlass) und die §§ 10 Abs. 3 bis 5, 11
Abs. l sowie 15 Abs. l und 2 des Hessischen Vergabe- und
Tarif treu eg esetzes in der jeweils geltenden Fassung

anzuwenden, wenn die Zuwendung oder bei Finanzierung durch
mehrere Stellen der Gesamlbetrag der Zuwendung mehr als
100000 Euro beträgt.

Öffentliche Auftraggeber, insbesondere Gebietskörperschaftcn
und Zusammenschlüsse von Gebictskörperychaften, haben ab-
weichend von Nr. 3. 1 der ANBcst-GK bei der Vergabe von Auf-
trägen zur Erfüllung des Zuwendungszwecks das ohnehin für
sie gcHende nationale Vergaberecht in der jeweils geltenden
Fassung anzuwenden und das europäische Vergabcrecht in der
jeweils geltenden Fassung y.u beachten.
Die Regelungen des Vergabercchls oberhalb der EU-Schwellen-
werte bleiben unberührt.

Bei Förderungen der gewerblichen Wirtschaft ist wie folgt zu
verfahren:

Bei Förderungen der gewerblichen Wirtschaft finden Abs. l und
Nr. 3 der ANBesl-P zu § 44 LHO grundsätzlich keine Anwen-
düng. Die Ausnahme bei der Förderung der gewerblichen Wirt-
schaft gilt nicht, wenn der öffentliche Finanxicrungsantcil des
geförderten Vorhabens überwiegt.

5. Es handelt sich um Leistungen aus öffentlichen Mitteln im Sinne
des hessischen Subventionsgeset^es vom 18. Mai 1977 (GVB1. I
S. 199) in Verbindung mit dem Subventionsgesetz vom 19. Juli
1976 (BGB11 S. 2037). Subventionserhebliche Tatsachen werden
entsprechend der vorgenannten Vorschrift im Zuwendungsbe-
scheid benannt.

6. Die Förderung wird auf der Grundlage einey schriftlichen An-
trags gewährt, der vor Beginn des Vorhabens zu stellen ist, so-
weit nicht unter Teil II oder Teil III B Abweichendes geregelt
ist.

7. Private Träger können zu den Konditionen öü'entlichcr nicht-
komnaunaler Träger gefördert werden, wenn sie die Vorausset-
zungen der EU-Definition für "Einrichtungen des öffentlichen
Kechts" erfüllen. Diese Voraussetzungen erfüllen Emrichtun-
gen,

die überwiegend vom Staat, von Gcbietskörperschalten oder
von anderen Körperschaften des öffentlichen Rechts finan-
ziert werden, oder

dis hinsichtlich ihrer Leitung der Aufsicht durch Elnrich-
tungen des öffentlichen Rechts unterliegen, oder
deren Verwakungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgan mchr-
heitlich aus Mitgliedern besteht, die vom Staat, den Gebiets-
körpersch äffen oder anderen Körperschaftcn des öffentli-
chen Rechts ernannt worden sind.

8. Beihilferechtlichcr Status

Ei. l Allgemeine G ruppenfre i Stellung s Verordnung (AGVO)
Die Förderungen nach Teil II Nr. l, 4, 6 und 7 erfolgen nach Art.
14, 17, 22, 27, 53, 55 und 56 der Verordnung (EU) Nr. 651/2014
der Kommission vom 17. Juni 2014 zur Feststellung der Verein-
barkeit bestimmter Gruppen von Beihilfen mit dein Binnen-
markt in Anwendung der Art, 107 und 108 AGVO.

Für diese freigestellten Beihilfen gelten folgende Voraussetzun-
gen:

Einem Unternehmen, das einer Rückforderungsanordnung
aufgrund eines früheren Beschlusses der Komnaission zur
Feststellung der Unzulässigkeit einer Beihilfe und ihrer Un-
vereinbarkeit mit dem Binnenmarkt nicht nachgekommen
ist, dürfen keine Einzelbeihilfcn gewährt werden,
Eine Zuwcndung in den Fallgruppen nach Art. l Abs, 2 bis
5 AGVO, ist ausgeschlosscn.

Der Beihilfeempfänger muss den Antrag nach Teil III A. I.
Nr. 6, mit allen erforderlichen Inhalten vor Beginn der Ar-
heiten für das Vorhaben oder die Tätigkeit gestellt haben.
Die Zuwcndung darf mit anderen staatlichen Beihilfen -
einschließlich De-rainjmis-Beihilfen - nicht kumulicrt wer-
den, es sei denn, die andere Beihilfe bezieht sich auf unter-

schiedliche bestimmbare beihilfefähige Kosten oder es wird
die höchste nach AGVO für diese Beihilfen geltende Beihil-
feintensität beziehungsweise der höchste nach AGVO für
diese Beihilfe geltende Beihilfcbetrag nicht überschritten.
Jede Einzelbeihilfe über 500. 000 Euro wird nach Art, 9

AGVO für nach dem l, Juli 2016 gewährte Einzclbeihilfen
nach europarechtlichcn Vorgaben auf der Website des
HMWEVL veröffentlicht,

Erhaltene Förderungen können im Einzelfall nach Art. 12
AGVQ von der Europäischen Kommission geprüft werden.

8. 2 De-minimis-Beihilfen

Für eine Förderung von Unternehmen nach Teil II Nr. l, 4 und
6 sind die De-minimis-Bestimmungen anzuwenden, falls die
Freistcllung nach AGVO (Teil III A. I. Nr. 8. l) nicht anwendbar
ist, De-minimis-Beihilfen werden im Rahmen der Verordnung
(EU) Nr. 1407/^013 der Kommission vom 18. Dezember 2013
über die Anwendung der Art. 107 und 108 AEUV auf De-mini-
mis-Beihilfen (Abi. EU L 352, S. l) vergeben.
Danach kann ein Unternehmen innerhalb von drei Steuerjahren
De-minimis-Beihilfen im Umfang von bis zu 200. Oöö Euro er-
halten. Falls dieser Schwellenwert durch bereits erhaltene De-

minimis-Bcihilfcn erreicht ist beziehungsweise durch die För-
derung im Rahmen des jeweiligen Programms überschritten
wird, ist eine Förderung nur mit besonderer Genehmigung der
Europäischen Kommission möglich.
Sofern De-minimis-Beihilfen an Unternehmen gewährt werden,
die Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichen Intor-
esse erbringen, darf der Gesamtbetrag der Beihilfe 500. 000 Eure
nicht übersteigen (Verordnung (EU) Nr. 360/2012 der Kommis-
sion vom 25. April 2012 über die Anwendung der Art. lü7 und
108 des AEUV auf De-minimis-Bcihilfcn an Unternehmen, die

Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse
erbringen (ABI. EU 1148 vom 26. April 2012)).
Bei. De-naininiis-Beihilfen sind Informations- und Dokumenta-

tionspflichten von der Zuwendungsempfängerin oder von dem
Zuwcndungsempfängcr y.u beachten; diese werden mit den An-
tragsformularen und Bewilligungsbescheiden mitgeteilt.

8. 3 Angemeldete Beihilfen
Im Falle von Zuwendungen, die weder als De-mmimis-Beihilfe
noch als freigestellte Beihilfen gewährt werden können und bei
denen die Voraussetzungen einer Beihilfe nach Art. 107 Abs. l
AEUV vorliegen, erfolgt eme Anmeldung bei der Europäischen
Kommission nach Art. 108 Abs. 3 AEUV (Einzelfallnotifizie-
rung). Vor einer Genehmigung durch die Europäische Kommis-
sion darf die Beihilfe nicht gewährt werden.

II. Zuwendimgsvoraussetzirtigen
l. DasHMWEVL kann innerhalb derFörderbereichewirtschafts-

politische Schwerpunkte setzen und ganz oder teilweise von der
Förderung bestimmter Projekte absehen.

2. Eine Forderung nach dieser Richtlinie wird, außer nach Teil II
Nr. L, nur für solche Vorhaben bewilligt, die noch nicht begonnen
worden sind (Refinanzierungsverbot). Vorhaben, außer nach Teil
II Nr. l, dürfen nicht begonnen werden, bevor der Zuwendungs-
bescheid rechtswirksam geworden ist.
Als Vorhabenbeginn ist grundsätzlich zu werten:

der Abschluss eines der Ausführung zuzurechnenden Liefe-
rungs- und Leistungsverfcrages oder
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der Beginn der Bauarbeiten für die Investition oder

die erste rechtsverbindliche Verpflichtung zur Bestellung
von Ausrüstung oder
eine andere Verpflichtung, die das Vorhaben unumkehrbar
macht.

Der frühestc der vorgenannten Zeitpunkte isL maßgebend. Bei
Baumaßnahmen gelten Planung, Bodenuntersuchung und
Grunderwerb nicht als Beginn des Vorhabens, es sei denn, sie
sind alleiniger Zweck der Förderung. Organisatorische Vorbe-
rcitungon zu öffentlichkeitswirksamcn Maßnahmen gelten nicht
als Beginn des Vorhabens, wenn die oder der Antragsbcrechtigte
mit ihnen keine Verpflichtung zur Durchführung des Vorhabens
eingeht.

Auf der Grundlage eines begründeten Antrags kann im Einzel-
fall eine Ausnahme zugelassen werden, aus der jedoch kein
Anspruch auf Förderung dem Gründe oder der Höhe nach ab-
geleitet werden kann.

Üie Voraussetzungen für eine Befreiung vom Refinanzierungs-
verbot liegen vor, wenn

der Antrag auf Förderung bereits gestellt wurde, eine Be-
willigung aber noch nicht erfolgt,
die Verzögerung nicht der Antragstellerin oder dem Antrag-
steiler anzulasten ist,

der Antragstellerin oder dem Antrags tel] er die alleinige Fi-
nanzierung nicht zuzumuten ist und

die Maßnahme zum Abwenden größerer Schäden keinen
Aufschub duldet oder

die Verwirklichung der Maßnahme durch einen späteren
Beginn grundsätzlich gefährdet ist.

Bei genehmigungspfäichtigen Vorhaben ist die Baugenehmigung
vor der Bewilligung der Fördermittel vorzulegen. In begründe-
ten Ausnahinefällen kann die Bewilligungsstelle eine Unbe-
denklichkcitsbescheinigung der Baubehörde zulassen. Die Bau-
genehmigung muss dann spätestens bis zum Zeitpunkt des
Baubeginns nachgereicht. werden.

In den Fällen, in denen eine Baugenchmigung nicht erforderlich
ist oder durch Fristablauf als erteilt gilt, hat die Antrags tel l eri n
oder der Antrags tel ler den Nachweis darüber zu erbringen.
W Nr. 13. 1 zu § 44 LHO bleibt hiervon unberührt.
Ausnahmen vom Refinanzierungsvcrbol werden für kommunale
Gebiets körpersch äffen und Zusammenschlüsse von kommuna-
len Gebietskörperschaften (W Nr. 13 zu § 44 LHO) sowie für
Universitäten und Hochschulen nur dann zugelassen, wenn die
Zuwendung mit mind. 50 Prozent aus Mitteln des EFRE kofi-
nanziert wird.

3. Bei der Förderung von Vorhaben und Projcklcn von Untcrnch-
men wird die Definition der Kleinstunternehmen sowie der
kleinen und mittleren Unternehmen (Abi. EU L 124 S. 3 6-siehe
auch Anhang I AGVO) oder deren FolgcbesUminungen im Sinne
der Empfehlung der Europäischen Union vom 6. Mai 2003 bc-
rücküichtigt. Danach werden Klcinstuntcrnehmen sowie KMU
derzeit definiert als Unternehmen, die

weniger als 250 Personen beschäftigen und
entweder einen Jahresumsatz von höchstens 50 Mio. Euro
erzielen oder deren Jahresbilanzsumme sich auf höchstens
43 Mio. Eure belauft.

Ausnahmen werden in Teil II, Einzelbestimmungen, geregelt.
Zur Ermittlung der Schwellenwerte für eigenständige Unt. er-
nehmen, Partnerunternehmen bexiehungywcise verbundene
Unternehmen gelten die in der KMU-Empfehlung der EU-Kom-
mission vom 6. Mai 2003 enthaltenen Bcrcchnungsmethoden
oder deren Folgebestimmungen. Diese Beurteilungskriterien
dürfen nicht durch solche Unternehmen umgangen werden, die
die Voraussetzungen für die Eigenschaft als KM. U zwar formal
erfüllen, jedoch tatsächlich durch ein größeres oder mehrere
größere Unternehmen kontrolliert werden. Es sind sämtliche
rechtlichen Zusammenschlüsse aiisxuschließen, die eine wirt-

schafUiche Gruppe bilden, deren wirtschaftliche Bedeutung
über die eincs KM.U hinausgehen.

4. Sollen hessische Universitäten und Hochischulcn für geeignete
Einzelprojckte EU- beziehungsweise Landcsmittel erhalten,
gelten folgende Regelungen:

a) Bei Einzelprojekten erfolgt eine MiUclzuwcisung grundsätz-
lich in analoger Anwendung dieser Fördemchtlinie. In der
Zuweisung der Mittel sind dabei in analoger Anwendung
der W zu § 44 LHO Bewirtschaftungsregelungen vorzugc-
ben. Die begünstigte Universität oder Hochschule muss ihr
ausdrückliches Einverständnis zur Beachtung dieser Bewirt-
schaftungsregelungen vor der ersten Auszahlung der Mittel
erklären. In die Mittelzuweisung können noch weitere Re-
gelungen aufgenommen werden.

b) Die begünstigten Universitäten und Hochschulen müssen
darüber hinaus die für öffentliche Auftraggeber geltenden
Vergabebestimmungcn einhalten. Die Einhaltung ist bereits
bei der Antragstellung zu bestätigen.

c) Bei Zuweisungen an Universitäten und Hochschulen haben
diese nach W Nr. 1. 8 zu § 34 in Verbindung mit W Nr. 3.2
zu § 9 LHO grundsätzlich entsprechende Nachweise über
die Verwendung zu führen. Ergänzend ist das M:uster 4 der
W zu § 44 LHO auszufüllen und bei der Abrechnung vor-
zulegen. Dabei sind 10 Prozent der Zuweisung erst nach
abschließender Vorlage des Nachweises auszuzahlen.

5, Soweit außerhalb des FAG aufgrund besonderer Gesetze oder
nach Maßgabe des Landeshaushalts Mittel für zweckgebundene
Zuwcndungen an kommunale Empfänger vorgesehen sind, sol-
len bei der Zuwendung deren finanzielle Leistungsfähigkeit und
ihre Stellung im Finanz- und Lastcnausgleich berücksichtigt
werden. Über die Mittel verfügt das jeweils zuständige Fach-
ministerium im Einvernehmen mit dem für kommunale Ange-
legenheiten zuständigen Ministerium und dein Ministerium der
Finanzen.

Diese ein vernehmliche Abstimmung kann entfallen, wenn EU-
oder Bundcsvorgabcn entgegenstehen beziehungsweise zum
Verlust entsprechender Fördermittel führen.

6. Für invcstive Projekte nach Teil II Nr. l, 5, 6 und 7 ist Förder-
Voraussetzung, dass die zweckentsprechende Nutzung in einem
Zeitraum von naind. fünf Jahren, bei Infrastrukturinvestitionen

in der Regel fünfzehn Jahre, sichergestellt und die Wirtschaft-
lichkeit (betricbswirtschaftliche Effizienz unter Einschluss der
Förderung) des Vorhabens nachgewiesen wird. In besonders
begründeten Fällen kann bei KMU von einem Widerruf des
Zuwendungsbescheids abgesehen werden, wenn für inind. drei
Jahre die Zweckbindung erfüllt ist.
Die mit der erhaltenen Zuwendung erstellten Anlagen müssen
im Eigentum der Zuwendung s empfangen n oder des Zuwen-
dungsempfängers verbleiben oder die bestinamungsgemäße Nut-
zung der Anlage muss durch Grunddienstbarkeiten gesichert
sein. Ausnahmen hiervon können auf Antrag zugelassen werden,
wenn der Zuwendungszweck durch die Veräußerung nicht ge-
fährdet wird. Die konkrete Zwcckbindungsfrist ist auf die je-
weilige Maßnahme bezogen im Zuwcndungsbescheid zu regeln.

7. Zuwendungen für investive Projekte nach Teil II Nr. 5 verlieren
ihre Gültigkeit, wenn nicht spätestens sechs Monate nach Ein-
treten der Bestandskraft des Zuwendungsbescheides mit dem
Vorhaben begonnen wurde. In besonders begründeten Einzel-
fällen kann diese Frist verlängert werden.

8. Eigenleistungcn (Eigcnarbeitsleistungen) und Sachleistungen
können a] s zuwendungsfahig anerkannt werden, soweit die Zu-
wendungscmpfängerin oder der Zuwendungsempfänger sich
schriftlich verpflichtet, die Leistungen zu erbringen und nach-
zuweisen. Der Wert unbarer Eigenleistung wird mit dem gesetz-
lichen Mindestlohn je Stunde festgesetzt und ist sowohl im
Finanxierungsplan wie auch im Verwcndungsnachweis als fik-
tive Ausgabe und als Teil der Eigenmittel darzustellen.
Eigenleislungen müssen belegmäßig nachgewiesen und mit
Stundennachweis und Angaben zu den erbrachten Lcisitungcn
erfasst und bestätigt sein, so dass sie von einer unabhängigen
Stelle geprüft werden können. Sie müssen nach Art und Umfang
im Hinblick auf das Erreichen des Zuwendungszwecks notwen-
dig und angemessen sein sowie in der Höhe dem gcsetelichen
MinclesÜohn entsprechen. Die Zuwendung selbst darf dabei
insgesamt nicht höher sein als die Summe der tatsächlich geleis-
teten Ausgaben. Diese Vorschrift ist als Auflage in den Bcwil-
ligungsbescheid aufzunehmen soweit zutreffend.

9. Bei Zuwcndungen an Unternehmen muss die Antragstellerm
oder der Antragsteller zum Zeitpunkt der Gewährung der staat-
lichen Finanzierungshilfe die zu fördernde Betriebsstättc in
Hessen haben. Sie oder er soll außerdem seinen steueriichen Sitz
im Land Hessen haben.

10. Zuschussfähig sind die durch bezahlte Rechnungen von Unter-
nehmen nachgewiesenen baren Ausgaben der Zuwendungscmp-
länger für den geförderten Zweck.
Planungskosten nach der aktuellen HOAI sind in Höhe der Min-
destyätze xuwendungsfähig.

Die xuwendungsfähigen Ausgaben für Hochbauprojekte und
damit in unmittelbarem Zusammenhang stehende Ausgaben für
Grundstücke, deren Herrichtung und Erschließung, und für
Baunebenkosten sind nach den Hauptkostengruppen der DIN
276-1:2008-12 zu beziffern. Nicht zuwendungsfähig sind die
Kostengruppen 120 (Grundstücksnebcnkosten), 230 (Nichtöf-
fentliche Erschließung, und 760 (Finanzierung).
DicHauptkostengruppenderDIN 276 gelten als "Ausgabenan-
sätze" nach Nr. 1. 2 'der ANBcst-Gk und ANBest-P sowie als
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,, Einzel ansätze" nach Nr. 1. 2 der Ausgabengliederung nach An-
hang l Muster 2 der baufachlichen Ergänzungsbestimmungen.
Die Kostengruppen 300 und 400 können in Projekten privater
Träger zu einem "Ausgabenansatz" zusammengefasst werden.

11. Soweit im Rahmen dieser Richtlinie ein Zuschuss zu Personal-

ausgaben gewährt wird, ist wie folgt, zu verfahren:
Beträgt die Zuwendung einer oder cines Begünstigten bis zu 50
Prozent der zuwendungsfahigen Ausgaben, sind direkte Ausga-
ben für im Vorhaben tätige Personen bis zur Höhe von 120 Pro-
zent des Betrages zuwendungsfähig, der für Arbe i tnehme rinnen
und Arbeitnehmer der Entgeltgruppe E 15 als durchschnittliche
Personalkostcn ohne Arbcitsplatxkoston in der jeweils gültigen
Personalkostentabelle für die Kostenberechnungen in der Ver-
waltung des Hessischen Ministeriums der Finanzen angegeben
ist.

Beträgt die Zuwendung mehr als 5ü Prozent der zuwendungs-
fähigen Ausgaben einer oder eines Begünstigten, gilt Nr. 1. 3 der
Anlage 2 zu den W zu § 44 LHO.
Tatsächlich entstandene, auf ein Projekt entfallende Gemein-
kosten werden bis maximal 15 Prozent der direkten Personal-

ausgaben als zuschussfähig anerkannt. Der Zuwendungsgeber
kann auf einen Einzelnachweis der tatsächlich entstandenen

Ausgaben für Gcmcihkostcn verzichten.
12. Eine Kumulation der Förderung nach dieser Richtlinie mit einer

Förderung des Bundes oder der Europäischen Union oder an-
deren öffentlichen Fördergebern ist zulässig, wenn die höchste
nach AGVO zulässige Beihil. Feintensitäl beziehungsweise der
höchste nach AGVO geltende Beihilfebetrag nicht überschritten
werden. Diese Förderungen reduzieren die zuwendungsfähigen
Ausgaben nach Teil II nicht. Darüber hinaus ist eine zusätzliche
Förderung aus anderen Förderprogrammen des Landes Hessen
ausgeschlossen.

13. Sollen für die Finanzierung eines Vorhabens ncbcn Eigenantcil
und Ford ermitteln aus dieser Richtlinie ausnahmsweise noch

Mittel aus anderen Förderprogrammen z. B. des Bundes oder
des Landes bereitgesteUt werden, sind die FördermiUel und
Ausgaben des Vorhabens entsprechend der Programmzuord-
nung in einem abgestimmten Finanzierungsplan so einzusetzen,
dass eine mehrfache Förderung derselben Ausgabenposition
ausgesch lassen ist. In diesen Fällen ist von der Bewilligungs-
stelle eine Vereinbarung nach Nr. 1. 4 W zu § 44 LHO zu treffen.
Davon ausgenommen sind Förderprogramme; deren gegensei-
tige Kumulation durch Hi.iushaltsvermerke zum Produkthaus-

halt ausdrücklich erlaubt ist.

14. Zuschüsse werden nur bewilligt, wenn im Ein/;e]fall die zuwcn-
dungsfähigen Ausgaben mind. 12. 500 Euro und die Zuschüsse
mmd. 5. 000 Euro betragen.

15. Die Auszahlung von Zuwendungen unter 25. 000 Euro erfolgt
erst nach Eingang und Vorlage des Prüfberichts zum Verwcn-
dungsnachweis. Bei Zuwendungcn über 25. 000 Euro gilt ein
Schlusszahlungsvorbehalt in Höhe von 10 Prozent der FÖrder-
summe bis zur Vorlage des Prüfberichls '/.um Verwendungsnach-
weis.

16. Nach Abschluss der geförderten Maßnahme ist die zweckent-
sprechende Verwendung der Förderung der bewilligenden Stelle
entsprechend den ANßest-P oder ANBest-Gk nachzuweisen,
soweit im Zuwendungsbescheid keine andere Regelung getrof-
fen wurde,

17. Die Rücknahme und der Widerruf (auch teilweise) von Beschei-
den sind nach § 4 Abs. 4 HVwKostG kostenpflichtig, sofern diese
auf Gründen beruhen, die die Zuwendungsempfängcrin oder
der Zuwendungsempfänger zu vertreten hat.

18. Zu dem von der Zuwendungseinpfängcrin oder vom Zuwen-
dungsempfänger aufzubringenden Eigenanteil zählen insbeson-
dcrc eigene Mittel, KapUalmarktmiUel und sonstige Finanzmit-
telzuflüsse Dritter, die keine Fördermittel sind. Darlehen aus
dem hessischen InvesUtionsfonds für kommunale Vorhaben

gelten als Eigcnmittcl der Gemeinde.
19. Die Vorgaben des Landescntwicklungsplans und des Regional-

plans sind zu beachten. Eine Förderung kann nur gewährt wer-
den, wenn gegen das Vorhaben keine planungsrechtlichen,
raumordnerischen oder städtebaulichen Bedenken bestehen.

20. Eine Änderung des Verwendungszwecks bedarf der vorherigen
Zustimmung der bewilligenden Stelle.

21, Die Zuwendungsempfängerin oder der ̂ uwcndungsempfängcr
hat in jede von der bewilligenden oder einer von ihr beauftrag-
ten Stelle für erforderlich gehaltene Überwachung und Uber-
prüfung einzuwilligen sowie Evaluierungen zu unterstützen.
Das Prüfungsrecht gilt inybcsondere auch für Prüfungen der
Rechnungshöfe des Landes Hessen, des Bundes und der Euro-
päischen Union, die im Rahmen von örtlichen Erhebungen Ein-

sichtnahme in die Bücher, Belege und Unterlagen der Zuwen-
dungscmpfängcrin oder des Zuwendungserapfängers nehmen.

22. Die Zuwendungsempfängerin oder der Zuwendungsempfänger
erklärt, sich mit der Antragstellung damit einverstanden, dass
zum Zwecke der Transparenz Name, Angaben über das Vorha-
ben und über die Höhe der Zuwcndung in geeigneter Form
veröffentlicht werden können.

B. Ergänzende Bestimmungen bei Förderungen aus Mitteln des
Europäischen Fonds fiir regionale Entwicklung (EFRE)

I. Rechtliche Grundlagen
l. Im Falle der Förderung mit Mitteln aus dem Europäischen Fonds

für die regionale Entwicklung (EFRE) sind über die landcsrccht-
lichen Regelungen hinaus die folgenden einschlägigen Vor-
Schriften zu beachten:

'die Verordnung (EU), Nr. 1303/2013 des Europäischen Par-
laments und des Rates vom 17. Dezember 2013 mit gemein-
samen Bestimmungen über den Europäischen Fonds für
regionale Entwicklung, den Europäischen Sozialfonds, den
Kohäsionsfonds, den Europäischen Landwirtschaftsfonds
für die Entwicklung des ländlichen Raums und den Euro-
päischen Meeres- und Fischcreifonds sowie mit allgemeinen
Bestimmungen über den Europäischen Fonds für regionale
Entwicklung, den Europäischen Sozialfonds, den Kohäsi-
onsfonds und den Europäischen Meeres- und Fischcreifonds
und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1083/2006 des
Rates (ABI. L 347 vom 20. Dezember 2013, S. 320-469),

die Verordnung (EU) Nr. 1301/2013 des Europäischen Par-
laments und des Rates vom 17. Dezember 2013 über den

Europäischen Fonds für regionale Entwicklung und mit be-
sonderen Bestimmungen hinsichtlich des Ziels "Invcstitio-
nen in Wachstum und Beschäftigung" und zur Aufhebung
der Verordnung (EG) Nr. 1080/2006 (ABI. L 347 vom 20.
Dezember 2013, S. 289-302)
sowie die dazugehörigen Durchführungsrcchtsakte und de-
legierten Rcchtsakte. (Die jeweils aktuell gültigen Rechts-
akte können unter http-//ec.europa.eu/regional_policy/in-
formation/lcgislation/index. de. cfm sowie unter ww

eingesehen und heruntergeladen werden).
Weitere Grundlagen sind das Operationelle Programm für die
Förderung von Investitionen in Wachstum und Beschäftigung
in Hessen aus Mitteln des Europäischen Fonds für regionale
Entwicklung 2014-2020 (IWB-EFRE-Programm-Hcssen), ge-
nehnügt von der Europäischen Kommission mit Entscheidung
vom 12. Dezember 2014 (CCI 2Ü14DE16RFOP007) sowie die
Allgemeinen ProjektauswahlkrUerien (Methoden und Kriterien
für die Auswahl von Vorhaben), genehmigt vom IWB-EFRE
Begleitausschuss Hessen mit Beschluss vom 29. August 20L6.

2. Die Förderung im Rahmen des IWB-E FRE-Programm s Hessen
wird nach den §§ 23 und 44 der hessischen LHO und den hierzu
erlassenen W als Zuwendung gewährt.

3. Anderweitige Regelungen zur Unterstützung von Finanzinstru-
menten und zum Abschluss von Verträgen bleiben unberührt.

4. Die in diesem Teil getroffenen Regelungen gehen den übrigen
dieser Richtlinie vor, soweit diese im Widerspruch oder als Er-
gänzung zu beurteilen sind.

II. Zuwendungsvoraussctzungen
l. Die Förderbercchtigung einer oder eines potentiellen Begüns-

tigten, die Förderfähigkeit des Vorhabens sowie die Antragstel-
lung bei der bewilligenden Stelle ergeben sich aus den übrigen
Vorschriften dieser Richtlinie. Anträge zur Förderung eines
Vorhabens aus Mitteln des EFRE können über das Online-Kun-

denportal der WIBank in Textform nach § 126 Bürgerliches
Gesetzbuch eingereicht werden.

2. Die Förderung eincs Vorhabens aus Mitteln des EFRE kann in
Kombination mit weiteren Fördermltteln des Landes Hessen
und der Bundesrepublik Deutschland erfolgen. Der Kofinan-
zierungssatz aus dem EFRE liegt nicht über 50 Prozent.

3. Für eine Förderung aus Mitteln des EFRE kommen nur Ausga-
ben in Betracht, die von der oder dem Begünstigten getätigt und
zwischen dem l. Januar 2014 und dem 31. Dezember 2023 be-

zahlt werden, Voraussetzung für die Bewilligung einer Förde-
rung ist, dass die Gesamtfinanzierung des Projektes gesichert
ist.

4. Die Zuwendung wird grundsätzlich als zweckgebundener rück-
zahlbarer oder nicht rückzahlbarer Zuschuss gewährt, soweit
keine anderweitige Regelung getroffen worden ist.

5, Eine Förderung kommt nur für Vorhaben in Betracht, die im
Land Hessen durchgeführt werden. Ausnahmsweise können
Clustcrnclzwerke über die Landesgrcn^e hinausgehend geför-
dert werden.
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Großprojekte mit zuwendungsfähigcn Gesamtkosten von mehr
als 50 Millionen Euro beziehungsweise 75 Millionen Euro bei
Verkehr- und Netzinfrastrukturmaßnahmen nach Art. 100 der
Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 werden nicht gefördert.

6. Eneilung einer Ausnahme vom Refinanzierungsvcrbot
Lassen die übrigen Bestimmungen dieser Richtlinie die Ertci-
lung einer Ausnahme vom Verbot des vorzeitigen Maßnahmen-
beginns (Refinanzierungsverbot) zu, stehen die EU-rechtlichen
Bestimmungen dem nicht entgegen. Eine solche Ausnahmeer-
teilung hat schriftlich unter Sicherstellung der Einhaltung der
für die Zuwenclungsempfängcrin oder den Zuwendungsemp-
fänger im Zuwendungsvcrfahren geltenden Bestimmungen zu
erfolgen,

7. Verfahren

7. 1 Zuwendungen werden nur für bereits getätigte Ausgaben aus-
gezahlt (Erstattungsprinzip). Diese sind xahlenmäßlg nachzu-
weisen (Zwischen- und Verwendungsnachweis) und werden von
der bewilligenden Stelle vor Auszahlung auf Ordnungsmäßig-
keit überprüft.

7. 2 Wird ein Vorhaben ausschließlich aus MJUeln des EFEE oder
auch aus Mitteln des EFE.E, kofinanziert mit Landesmittcln,
gefördert, sind die Gemcinkosten pauschal zu berechnen. 15
Prozent der zuwendungsfähigen direkten Personalausgaben
werden als zuwendungsfähige Gemeinkosten, bezogen auf das
gesamte Vorhaben, anerkannt. Übersteigen die tatsächlichen
Ausgaben diesen Pauschalbetrag, werden diese nicht gesondert
abgerechnet. Dies gilt zu jedem Zeitpunkt des Förderverfahrens.
Ein Nachweis über die tatsächlich entstandenen Gemeinkosten
ist nicht y.u erbringen.

7. 3 Die Zuwendungsempfängerin oder der Zuwendungsempfänger
stellt sicher, dass die Originale der eingereichten Belegkoplen
jederzeit seitens einer prüfenden Stelle nach Teil III B/ III.
Nr. l eingesehen werden können,

III. Sonstige EFRE-spezifische Bestimmungen
l. Vorhaben, die aus dem EFRE gefördert werden, müssen dem

Recht der Europäischen Union und den in Bezug auf die Um-
setzung des Vorhabens einschlägigen nationalen Rechtsvor-
schritten entsprechen. Insbesondere wird auf die Pflicht zur
Einhaltung vergaberechtlicher und beihilferechllicher Bestim-
mungcn sowie der Nebcnbestimmungen im Zuwendungsbe-
scheid hingewiesen.
Eine Überprüfung der einzuhaltenden rechtlichen Bestimmun-
gen erfolgt durch die bewilligende Stelle (Verwaltungspriifun-
gen). Die Überprüfungen erfolgen in Form von Unterlagenprü-
fungen sowie Vor-Ort-Überprüfungen. Darübur hinaus kann
eine weitere Überprüfung seitens der EFRE-Verwaltungsbe-
hörcic, derEFRE-Prüfbehörde, des Hessischen Rcchnungshofes,
des Europäischen Rechnungshofes sowie von Prüforgancn der
Europäischen Union vorgenommen werden,

2. E FRE "ge förderte Maßnahmen unterliegen der Publizitäts-
pflicht Art und Umfang der durchzuführenden Publizitätsmaß-
nahmen wird als Auflage im Zuwendungsbcscheid geregelt.

3. Die Zuwenclungsempfängcrin oder der Zuwenclungsempfänger
erklärt schriftlich, dass er mit Annahme der Förclcrmittel aus
dem Europäischen Fonds für regionale Entwicklung einverstan-
den ist, in die veröffentlichte Liste der Vorhaben aufgenommen
zu werden.

C. Ergänzende Bestimmungen bei Förderungen aus Mitteln der
Gcmeinschaftsaufgabc "Verbesserung der regionalen Wirt-
schaftsstruktur" (GEW)

Für Vorhaben, die mit Zuschüssen nach der Gemcinschaftsaufgabe
"Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" gefördert wer-
den, gelten zusätzlich die im Koordinierungsrahmen festgelegten
Regelungen über Voraussetzung, Art und Intensität der Förderung.
I. Rechtliche Grundlagen

Art. 91 a und Art. 91 b des Grundgesetzes (GG) in der .jeweils
gültigen Fassung)
Gesetz über die Gemeinschaftyaufgabe "Verbesserung der re-
gionalen Wirtscharisstruktur" (GRWG) in der jeweils gültigen
Fassung)

Koordinierungsrahmen der GGmeinschnftsaufgabe "Verbesse-
rung der regionalen Wirtschaftsstruktur" ab l. Juli 2014 (Deut-
scher Bundestag, in der jeweils gültigen Fassung)

II. Ziiwendungsvoraussctzungcn
Zu den Zuwendungsvoraussetzungen siehe Teil III A. und die Ein-
zelbcstimmungen zu den jeweiligen Förclerprogrammen in Teil II
Nr. l bis 7.

D. Beihilfe

Die beihilferechüichen Vorschriften der Europäischen Union wor-
den beachtet. Bei den Zuwcndungen nach dieser Richtlinie, soweit

diese Beihilfen sind, handelt es sich um Beihilfen, die nach Art. 107
Abs. '3 AEUV mit dem ßinnenmarkt vereinbar sind. Diese Richtli-
nie ist der EU-Kommission auf der Grundlage von VO (EU) Nr.
651/2014 angezeigt worden. Sie ist freigestellt. Die Berichterstat-
tung der beihilfegewährcnden Stelle (HM.WEVL) erfolgt jährlich
auf der Grundlage nach Art. 9 und 11 AGVO. Über Beihilfen in
Höhe von über 500. 000 Euro muss einzeln berichtet werden. Die zu

berichtenden Informationen sind in Anhang III der AGVO aufge-
führt. Beihilfen im Rahmen der GRW sind durch das Bundeswirt-
schaftsministerium freigestellt worden und können nach Art. 107
Abs. 3 AEUV gewährt werden.
E. Inhrafttreten

Diese Richtlinie tritt rückwirkend zum l. Januar 2016 in Kraft und
mit Ablauf des 31. Dezember 2020 außer Kraft. Für Förderungen,
die nach dieser Richtlinie gewährt wurden, bleibt sie auch nach
Ablauf ihrer Geltungsdauer weiter anwendbar. Sie ersetzt die
Richtlinien des Landes Hessen zur Förderung der regionalen Ent-
wicklung vom 26. Märr 2013 (StAnz. S. 515), zuletzt geändert mit
Erlass vom 11. Mai 2013 (StAnz. S. ö82), die jedoch weiterhin für
die nach diesen Richtlinien gewährten Förderungen anwendbar
bleiben.

Wiesbaden, den 8. Dezember 2010

Hessisches Ministerium

für Wirtschaft, Energie, Verkehr
und Laiidcsentwicklung
113-069-c-42-07-14#003
-Gült. -Verz. 50-
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Weitere Fördcrmöglichkeiten

Über die in Teil I Nr. 2 und in Teil II dargestellten Förderprogramme
hinaus bestehen folgende Förderangebote des Landes:
l. Betriebliche Investitionen

Die Wirtschafts- und Infrastrukturbank Hessen - WIBank (Teil I
Nr. 5. ) gewährt in Kooperation mit der Krcditanstalt für Wieder-
aufbau Darlehen an kleine und mittlere Unternehmen (KMU) mit
Möglichkeiten der Zinsverbilligung (Merkblatt der WIBank zur
Gründungs-'und Wachstumsfinan^ierung Hessen (GuW-PIessen -
Wachstum)).

Darüber hinaus können auch Nachrangdarlehen im Rahmen des
Programmes Kapital für Kleinunlernehmen (Merkblatt der WIBank
Kapital für Kleinuntcrnehmen) durch die WIBank gewährt werden.

2. Finanzierungshilfcn zur Existenzgründung

2. 1 GuW Hessen - Gründung

Die WIBank gewährt in Kooperation mit der Kreditanstalt für
Wiederaufbau (KfW) Darlehen an KMU und Angehörige der freien
Berufe mit Möglichkeiten der Zinsverbilligung (Merkblatt der WI-
Bank ?;ur Gründungs- und Wachstumsfinanzierung Hessen (GuW-
Hessen - Gründung)}.
2. 2 Hcssen-MikrodarIchcn

Für kleinere Kreditbeträge zur Existcn/:gi-ündung und Unterneh-
mensnachfolge steht das Hessen-Mikrodariehen zur Verfügung, das
über Kooperationspartner der WIBank (sind auf der Homepage der
WIBank abrufbar) beantragt werden kann (Merkblatt der WIBank
zum Programm Hessen-Mikrodarlehen)).

3. Bürgschaften

Investitions- und Betricbsmittelfinanzierungen können im Rahmen
von Landesbürgschaften und durch die Bürgschaftsbank Hessen
GmbH vürbürgt werden. Auskünfte erteilt die
Bürgschaftsbank Hessen GmbH
Gustav-Stresemann-Ring 9
65189 Wiesbaden
Tel. : 0611 1507-0
Fax, : 0611 1507-22
www. bb-h. de

Landesbürgschaften werden nach den Richtlinien für die Über-
nähme von Bürgschaften durch das Land Hessen für die gewerbli-
ehe Wirtschaft und freie Berufe (Landesbürgschaftsprogramm) in
der jeweils gültigen Fassung vergeben und von der WIBank bear-
beUcl.

4. Bcteiligungskapila]

Bcteiligungskapital wird ̂ urxeit von folgenden Bctciligungsgesell-
schaften bereilgestellt:

MBG H Mittelständische Beteiligungsgesellschaft Hessen mbH,
Hessen Kapital I und II GmbH, TF H III Technologiefonds Hessen
GmbH
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Beteiligungskapital für Untcrnchmensneugründungen (siehe auch
Richtlinie des Landes Hessen zur Gründungs- und Mittelstands-
förderung und Richtlinie des Landes Messen zur Innovalionsförde-
rung).

Auskünfte erteilt die mit der Geschäftsbcsorgung beauftragte
BeteiIigungs-Managemcntgesellschaft Hessen mbH (BMH)
Gustav-Stresemann-Ring 9
65189 Wiesbaden
Tel. : 0611 949 176-0
www. bmh-hessen. de

5. Innovationsforderung
Weitere Fördermöglichkeiten im Rahmen des Innovationsfördcrsys-
tems sind der Richtlinie des Landes Hessen zur Innovationsfärde-
rung zu entnehmen.

Die WIBank gewährt auch Darlehen zur Umsetzung innovaliver
Vorhaben mit 70 Prozent Ha flungs frei Stellung (MerkblaU der WI-
Bank zum Innovationskrcdit Hessen).

6. Bcrattingsangebolc

Zur Verbesserung der Wettbewerb sfä h igkei t von KMU und zur
Stärkung der Gründungsbereitschaft fördert das Land Beratungs-
leistungen . /.. B. zur Existcnzgründung und zur Verbesserung der
unternehmerischen Qualifikation (Richtlinie des Landen Hessen
zur Gründungs- und Mittelstandsfördcrung).
7. Qualifizierungsfördcrung
Die Förderung von Maßnahmen der beruflichen Aus- und Weiter-
bildung sowie die Förderung von Investitionen in überbetriebliche
Berufsbildungs^entren erfolgt nach der Richtlinie des Landes zur
Hessischen Qualifizierungsoffensive.

8. Stadtcntwicklung
Nach der Richtlinie des Landes Hessen zur Förderung der nach-
haltigen Stadtentwicklung unterstützt das Hessische MiniKterium
für Umwelt, Klimaschutx, Landwirtschaft und Verbraucherschutz
in ausgewählten Gebieten die stäcltcbauliche Erneuerung und Ent-
wicklung. Eine Förderung aus EFRE-Mitteln ist auf Basis der
Richtlinie des Landes Hcysen zur Förderung kommunaler Investi-
tionen zur Revitalisierung von Siecllungsbcrcichcn einschließlich
der Förderung lokaler Ökonomie möglich.
9. Ländlichür Raum

Ford ermöglich keiten im ländlichen Raum siehe Richtlinie des Lan-
des Hessen 7.ur Förderung der ländlichen Entwicklung.

10. Kommunale Bodenbcvürratung
Über die Hessische Landgcsellschaft mbH (HLG) bietet das Land
Hessen den Städten und Gemeinden in Hessen günstige Möglich-
keiten für die Bevorratung von Grundstücken, die für die kommu-
nale Entwicklung im Innen- und Außcnbereich von Bedeutung sind
(z. B. für die städtebauliche Entwicklung und Gcwerbeansiedlung).
11. Hessischer Teil des UNESCO Welterbcs Obores Mittclrhcintal

und Kcgionalpark FrankfurtKhcinMain
Investive Maßnahmen und Maßnahmen der Öffentlichkeitsarbeit
im Regionalpark FrankfurtRheinMain und im hessischen Teil des
UNESCO Welterbe Oberes Mittelrheintal können durch das Referat

Raumordnung und Regional pl a nung im HMWEVL gefördert wer-
den.
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Die Richtlinien des Landes Hessen zur Innovationsförderung vom
19. Juli 2010 (StAnz. S. 1860), ergänzt um den Teil U Nr. 6. am 7.
August 2013 (StAnx. S. 1076) bedürfen ab l, Juli 2014 der Anpas-
sung an die geänderten beihilfcrcchtlichen Grundlagen der Allge-
meinen Gruppenfreistellungsverordnung (AGVO), siehe Verord-
nung (EU) Nr. 651/2014 der Kommission vom 17. Juni 2014 zur
Erklärung der Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von Beihilfen
mit dem Gemeinsamen Markt (Allgemeine Gruppenfreistellungs-
Verordnung, ABI. L 187/1 ff. ).

Teil I Richtlinicnübcrsicht

l. Ziel der Förderung

Die Hessische Landesrcgierung wird dieWettbewerbsfähigkeitdes
Wirtschaftsstandorls Hessen weiter starken und setzt hierbei auf
die Förderung von Jnnovationen, die zu einem nachhaltigen, intcl-
ligenten und integrativen Wachstum beitragen. Um dieses zu ge-
währleisten, hat die Hessische Landesregierung - einer Empfehlung
der Europäischen Union folgend - eine regionale Innovationsstra-
tegie (www.hessische-innovationsstratcgie-2020.de) erarbeitet. In
dieser wurden acht Schlüsselbereiche identifiziert: Lifc Sciences,
Bioökonomie und Gesundheitswirtschaft, Umwelttechnologie,
Energietechnologie und Ressourceneffizienz, Informations- und
Kominunikationstechnologie (IKT), Automatisierung und System-
technik, Nano- und Materialtechnologic, Innovative M.obilitäts-
und Logistikkonzepte, Elektromobilität, Finanzwirtschaft, Kultur-
und Kreativwirtschaft. Diese zeichnen die hessische Wirtschafts-
Struktur bereits heute aus und tragen hohe Potenziale in sich, deren
Freisetzung zu eincm nachhaltigen ökonomischen, ökologischen
und sozialen Fortschritt führen wird. Als zweiter Hauptbestandteil
der Hessischen Innovationsstrategie wurde ein Innovationsförder-
system entwickelt, das sich aus sieben bedarfsgerechtcn Hand-
lungsfcldern (Bildung, Grundlagenforschung und Forschungsin-
frastruktur, Wissens- und Technologiotransfer, Cluster-Nctzwerke,
BetriebUche Innovation, Innovations- und Technologiemarketing
und das "Houses-of "-Konzept) zusammensetzt. Sie beinhalten alle
verschiedene InnovationHförderinstrumente. Bei Innovationsför-
derinsU'umenten nach Teil II Nr. l., 2., 3., 4. und 6, werden bei
Bewertung der Projektanträge die Umweltwirkungen einbezogen
und die entsprechenden Vorhaben auch hinsichtlich ihrer potenti-
eilen klimarelevanlen Auswirkungen bewertet. Sie gelten als be-
sonders förderungswürdig, wenn sie zu einer ressourccneffmcnten
Produktion und Kreislaufwirtschaft beitragen oder den CC^-Aus-
stoß reduzieren.

2. Inhalt der liichtlinien

Mit diesen Richtlinien werden die Möglichkeiten im Rahmen des
Innovationsfördersystems;

l. zur Förderung von Forschung, Entwicklung, Innovation, Wis-
seny- und Technologietransfer sowie Technologiemarketing,

2. zur Förderung von Innovationen im Bereich Logistik und Mo-
bilität,

3. zur Förderung der Elektromobilität,

4. zum Investitionsförderprogramm zur Reduzierung von CO,-
Emnmsionen in Unternehmen,

5. zur Förderung von Innovationsclustern (Anwendungsnahe In-
novationszcntren),

6. zur Förderung von innovativen Unternehmensneugründungen
zusammengefasst,

Unter Teil U werden die Förderbestimmungen im Einzelnen dar-
gestellt. Der Teil III enthält die für alle Förderprogramme gleicher-
maßen geltenden Fördcrbestimmungen, und zwar Teil III A. : All-
gemeine Förderbestimmungen, Teil III B. : Bestimmungen bei För-
derungen aus den Mitteln des Europäischen Fonds für Regionale
Entwicklung (EFRE).

3, Fördergcbicte

Vorhaben werden entsprechend den programmspezifischen Einzel-
regelungen in Teil II in Hessen gefördert. Die Fördergebiete der
Bund-Länder-Gemeinschaftsaufgabe "Vcrbüsserung der Regiona-
len Wirtschaftsstruktur (GRW)" sowie die Vorranggebiete für die
Förderung der regionalen Wettbewcrbsfähigkeit und Beschäftigung


